
NIEDERSCHRIFT 
 

über die öffentliche 
Sitzung des Stadtrates 

 
am Mittwoch, 26.07.2023, um 19:00 Uhr 

im Multifunktionsraum der Alexander-v.-Humboldt-Schule 
 
 

Name Bemerkung 

Vorsitzender 

1. Bürgermeister Holger Bär  

Stadtratsmitglieder 

Stadtrat Andreas Backs  

Stadträtin Wencke Dorna entschuldigt 

Stadtrat Manfred Hautsch entschuldigt 

Stadtrat Michael Hofmann  

Stadtrat Klaus-Dieter Löwel entschuldigt 

Stadträtin Andrea Lutz entschuldigt 

Stadträtin Susanne Müller  

Stadtrat Peter Nitzsche entschuldigt 

Stadtrat Dr. Friedrich Nüssel anwesend ab TOP 3 (19:05 Uhr) 

2. Bürgermeister Wieland Pietsch  

Stadtrat Peter Popp  

Stadtrat Stefan Retsch  

Stadtrat Klaus Rieß  

Stadtrat Christof Roß entschuldigt 

Stadtrat Wolfgang Sahrmann  

Stadtrat Simon Schmidt  

Ortssprecher Leisau-Kottersreuth 

Ortssprecher Tobias Popp  

Schriftführer 

  Bernd Dannreuther  
 
 
Gäste: Herr Stangl vom Ingenieurbüro Bodensteiner & Partner, Weiden – zu TOP 3.1 
            Herr Stadter vom Architekturbüro RSP, Bayreuth – zu TOP 6 und 8.2 
 
Der Vorsitzende stellte fest, dass Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2/3 GO gegeben ist. 
Die ordnungsgemäße Ladung erfolgte über das RIS am 19.07.2023. 
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T A G E S O R D N U N G  

 1. Genehmigung der Niederschrift der letzten Sitzung vom 28.06.2023  
 2. Bekanntgaben aus der nichtöffentlichen Sitzung vom 28.06.2023  
 3. Gemeinschaftshaus Marktplatz 6:  
 3.1. Tragwerksplanung - Nachtragsangebot Ingenieurleistungen mit Vorstellung durch das 

Büro  
 3.2. Heizung-Lüftung-Sanitär -  Auftragsvergabe  
 3.3. Zimmererarbeiten - Auftragsvergabe  
 3.4. Elektroarbeiten - Auftragsvergabe  
 3.5. Weitere Informationen  
 4. Kläranlage BA 01 - Erneuerung der Belüftungseinrichtung - Auftragsvergabe  
 5. Umbau "RÜB II am Bauhof" - Technische Ausrüstung Auftragsvergabe  
 6. Quartierskonzept Schulbereich  
 7. Zentrale Vergabestelle kreisangehörige Gemeinden - Interessensbekundung  
 8. Bauleitplanung:  
 8.1. Änderung Bebauungsplan "Am Altenbaum III" - Information  
 8.2. Auslegungs- und Billigungsbeschluss - Bebauungsplan "Südlich der Peuntgasse" mit 

gleichzeitiger 2. Änderung des Flächennutzungsplanes für den Bereich Peuntgasse im 
Parallelverfahren  

 8.2.1. 2. Änderung des wirksamen Flächennutzungsplans für den Bereich Peuntgasse im Pa-
rallelverfahren  

 8.2.2. Bebauungsplan "Südlich der Peuntgasse"  
 9. Erlass einer Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen nach § 135 c 

BauGB  
 10. Neuerlass einer Verordnung über das Anbringen von Anschlägen und die Darstellung 

durch Bildwerfer in der Öffentlichkeit  
 11. Landtags-/Bezirkstagswahl 2023 - neue Festlegung der Urnenwahlbezirke  
 12. Integriertes ländliches Entwicklungskonzept (ILEK)  
 13. Fernwärme-Konzept  
 14. Weitere Informationen, Anfragen, Sonstiges  
 14.1. Sanierung Brücke Kottersreuth  
 14.2. Dorferneuerung Brandholz - Hirschhornstraße  
 14.3. FF Dressendorf - Rücktritt des stellvertretenden Kommandanten  
 14.4. Unser Dorf hat Zukunft  
 14.5. Nachhaltige Bewirtschaftung Stadtwald  
 14.6. Bündelausschreibungen Strom und Erdgas Bayern 2024 - 2026  - Mindermengen  
 14.7. Strukturkonzept Wasserversorgung Benker Gruppe  
 14.8. Förderung von waldbaulichen Maßnahmen  
 
 

Top 1 Genehmigung der Niederschrift der letzten Sitzung vom 28.06.2023 

 
Sach- und Rechtslage: 
Das Protokoll zur letzten öffentlichen Sitzung vom 28.06.2023 wurde den Stadtratsmitgliedern 
über das RIS zugeleitet. 
 
Beschluss: 
Die Niederschrift wird ohne Einwendungen genehmigt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesend: 10    Ja-Stimmen: 10    Nein-Stimmen: 0    Enthaltungen: 0      
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Top 2 Bekanntgaben aus der nichtöffentlichen Sitzung vom 28.06.2023 

 
Sach- und Rechtslage: 
 
Zu TOP 5: Ausschreibung von Ingenieurleistungen – Straßensanierungen/Kanalsanierungen 
 
a) Über das externe Büro Prof. Dr. Rauch & Partner, Regensburg, soll zur Findung eines geeig-
neten Ingenieurbüros zur Betreuung der Straßensanierungen eine Ausschreibung durchgeführt 
werden.  
Im Rahmen der Angebotswertung soll nicht nur der Preis, sondern auch weitere Kriterien, z.B. 
Angaben der Arbeitsweise und Verfügbarkeit oder auch die Berufserfahrung des eingesetzten 
Personals, ausschlaggebend sein.  
 
b) Über das externe Büro Prof. Dr. Rauch & Partner, Regensburg, soll zur Findung eines geeig-
neten Ingenieurbüros zur Betreuung der Kanalsanierungen und Kanalerneuerungen eine Aus-
schreibung durchgeführt werden.  
Im Rahmen der Angebotswertung soll nicht nur der Preis, sondern auch weitere Kriterien, z.B. 
Angaben der Arbeitsweise und Verfügbarkeit oder auch die Berufserfahrung des eingesetzten 
Personals, ausschlaggebend sein.  
 
Zu TOP 6: Fremdwassersanierung  
 
Damit die im Jahr 2023 angedachten Sanierungen im Fremdwasserbereich durchgeführt wer-
den können, werden noch Angebote von Ingenieurbüros eingeholt. 
 
Zu TOP 10: Studie Benker Gruppe 
 
Der Stadtrat nimmt das Ergebnis des Strukturkonzepts und die Empfehlung der PfK Ansbach 

GmbH sowie der Bürgermeister zur Umsetzung der Variante 5 zur Kenntnis.  

Im Hinblick auf den Ortsteil Brandholz wird allerdings folgende Änderung/Ergänzung 

beschlossen: 

Die Aufgabe der Quellen Goldkronach „Nord“ wird nicht angestrebt. Aufgrund der langen 

Laufzeit des Konzeptes (30-50 Jahre) wird eine externe Zuleitung nach Brandholz der 

neuen Wasserversorgung mit ca. 6 bis 8° Härte angestrebt (Stichwort Klimawandel). Die 

eigenen Quellen sind – solange wirtschaftlich möglich – weiterhin zu betreiben. Sobald 

größere Investitionen im Bereich Brandholz zu tätigen sind, wird jeweils eine individuelle 

Prüfung dieser Vorgabe vorgenommen werden. 

In der gemeinsamen, öffentlichen Informationsveranstaltung am Mittwoch, 19. Juli 2023, in 

Bindlach werden alle Stadt- und Gemeinderäte der beteiligten Kommunen, aber auch die inte-

ressierte Bürgerschaft informiert. 

Diese Veranstaltung soll dann Grundlage sein, für die daraus folgenden Stadt- und Gemeinde-

ratssitzungen, in denen dann ein Beschluss zu fassen ist, ob der Empfehlung zur Umsetzung 

der Variante 5 gefolgt wird. 

Mittelfristig ist als weiterer Schritt ein Kommunalunternehmen oder Zweckverband der beteilig-

ten Kommunen zu gründen, wodurch die Aufgaben der Wasserversorgung der beteiligten 

Kommunen dorthin übertragen werden. Als erster und wichtigster Schritt steht aber zuerst die 

Sicherstellung der Versorgung mit Wasser der beteiligten Kommunen! 

 

Zu TOP 11: Zweckverband Benker Gruppe – Kosten der Studie 

Da nun die Studie vorliegt, trägt die Stadt Goldkronach die anteilig zu tragenden Kosten in Höhe 

von 36.801,04 €. 
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Soweit die noch nicht abgerechneten Kosten mehr als 5.000,- € netto betragen, sind diese 

Mehrkosten erneut im Stadtrat zu behandeln. Der Stadtrat ist über den Stand der tatsächlich 

entstandenen Kosten zu informieren, sobald die Schlussrechnung vorliegt. 

Ebenso ist das Wasserwirtschaftsamt über die Kostensteigerung zu informieren, damit die in 

Aussicht gestellten Zuschüsse ggf. angepasst werden können. 

 
 

Top 3 Gemeinschaftshaus Marktplatz 6: 

 

Top 3.1 Tragwerksplanung - Nachtragsangebot Ingenieurleistungen mit Vorstellung 
durch das Büro 

 
Sach- und Rechtslage: 
a) Im Januar 2021 wurden durch das beauftragte Büro Prof. Dr. Rauch & Partner mbB in Re-
gensburg die Angebote für die Fachplanung Tragwerksplanung eingeholt.  
 
Die erste Ausschreibung musste aufgehoben werden, da keine Angebote hierfür eingingen. 
 
Als Basis dieser Ausschreibung wurde die durch das Architekturbüro Horstmann + Partner Part 
GmbB erstellte Beschreibung zu Grunde gelegt.  
 
Dieses sah die Sanierung des Anwesens Marktplatz 6 mit Erweiterungsbau vor, worin sich auch 
die anrechenbaren Kosten der beigefügten Kostenschätzung wiederfanden.  
 
Zu der Tragwerksplanung sollte zusätzlich die Substanzerkundung mit Festlegung von Bauteil-
öffnungen, Ortstermine, Bausubstanzerkundung an relevanten Stellen auf Standsicherheit so-
wie die Dokumentation in Text und Plänen angeboten werden.  
 
Weiterhin sollten Bewährungsabnahmen, Abbruchstatik, wenn erforderlich für Rückbau Teilbe-
reich Haus 8 und statischen Nachweis an nicht zum Tragwerk gehörenden Konstruktionen (z.B. 
Fassade, Geländer) berücksichtigt werden. 
 
b) Auf Basis des wirtschaftlichen Angebotes wurde das Ingenieurbüro Bodensteiner & Partner 
GbR in Weiden beauftragt. 
Vertragsgegenstand war die Sanierung des Gemeinschaftshauses Marktplatz 6 sowie Abbruch 
des rückwärtigen Anbaus zum Anwesen Marktplatz 8. 
Aufgrund des Angebotes wurde ein entsprechender Ingenieurvertrag abgeschlossen.   
Einschließlich Umbauzuschlag der genannten besonderen Leistungen, der Nebenkosten in Hö-
he von 2 v.H. und eines Nachlasses von 22 v.H., zuzüglich der Mehrwertsteuer ergab sich eine 
Bruttoangebotssumme von 97.266, 68 €. 
 
c) Bereits im April 2023 hat das Ingenieurbüro ein Nachtragsangebot für die Tragwerksplanung 
übersendet. Da dieses aber nicht bepreist war, wurde das Ingenieurbüro gebeten, dieses ent-
sprechend zu konkretisieren. Diese Angaben wurden am 22.06.2023 übermittelt.  
 
ca) Das Nachtragsangebot war veranlasst, um statische Nachweise in der Ausführungsplanung 
der Außenanlagen (Stützmauer, Laubengang usw.) zu erstellen.  
Das Honorar beträgt hier nach Honorarzone II Mindestsatz abzüglich Nachlass (22 v.H. - neu) 
und (4) neu 2 % Nebenkosten netto 6.768,49 € (vorher 8.847,69 €). 
 
cb) Zur Teilnahme an Besprechungen vor Ort sowie ingenieurtechnischen Kontrollen der Zim-
mererarbeiten und Unterfangungsarbeiten wurden gesamt 58 Ortstermine zu den bereits im 



Sitzung des Stadtrates am 26.07.2023 Seite 5 
 
 
 
 

bestehenden Vertrag zu Grunde gelegten Stundensätzen angeboten. Einschließlich 2 % Ne-
benkosten beläuft sich das Honorar auf 20.665,56 €. 
 
cc) Für statische Nachweise von Baubehelfen, Bauzuständen (z.B. Sicherungsmaßnahmen, 
besondere Leistungen) wird ein Honorar angeboten für Statiker bzw. Zeichner. 
Hier beläuft sich das anhand dieser Stunden geschätzte Honorar einschl. 2 % Nebenkosten auf 
10.832,40 €. 
 
cd) Letztendlich wird für den Nachweis der Feuerwiderstandsdauer der tragenden Bauteile für 
Holz- und Massivbau inkl. eines Umbauzuschlags von 20 v.H. sowie einem Nachlass von 22 
v.H. und Nebenkosten in Höhe von 2 v.H. ein Honorar in Höhe von 3.917,16 € netto ermittelt 
und angeboten. 
 
ce) Insgesamt beläuft sich das Nettohonorar auf 42.183,61 €. 
 
d) Da die Einholung von weiteren Angeboten nach vorgenannten Erfahrungen wohl wenig er-
folgreich sein dürfte und letztendlich das Honorar unter 50.000 € netto liegt, wird seitens der 
Verwaltung vorgeschlagen, den Zuschlag auf das vorliegende Angebot zu erteilen. 
Dieses entspricht in wesentlichen Punkten dem bisher bestehenden Ingenieurvertrag, der damit 
entsprechend erweitert werden könnte. 
 
e) Herrn Stangl vom Ingenieurbüro Bodensteiner & Partner wird das Wort erteilt. 
Er erläutert nach seinen Worten das Ergänzungsangebot. Die nach Stundenaufwand abzurech-
nenden und auch angebotenen Leistungen wurden aufgrund der Bauzeit geschätzt und mit ei-
nem wöchentlichen Termin zu 3,5 Stunden zu Grunde gelegt.  
Wahrscheinlich sind diese hier angebotenen Stunden bei Wegfall von Terminen reduzierbar. 
Sein Büro könnte auch nur vor Ort sein, wenn dies unbedingt notwendig ist, d.h. auf Anforde-
rung, wenn Tragwerks- und Statikfragen betroffen wären. Dies bedarf aber der Anforderung 
durch den Objektplaner. 
Insgesamt waren alle angebotenen Leistungen in der ursprünglichen Ausschreibung nicht ent-
halten, sind aber erforderlich, auch wenn der zeitliche Umfang für die Betreuung nur geschätzt 
werden könne.  
 
Vor allem die SRe Hofmann, Dr. Nüssel und Rieß kritisieren die Vorgehensweise mit dem 
Nachtragsangebot. Die Termine bzw. die Erforderlichkeit des Tragwerkplaners müsste durch 
den beauftragten Objektplaner koordiniert werden.  
Ebenso stehe die Stellungnahme des Objektplaners zur Terminkoordination aus. 
 
Eine Beauftragung des Angebotes kann zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht erfolgen. 
 
Beschluss: 
Die Vergabe nach dem vorliegenden Angebot an das Ingenieurbüro Bodensteiner & Partner 
GbR, Stadtmühlweg 19, 92637 Weiden i.d.Opf., wird auf die Sitzung vom September 2023 ver-
tagt. 
 
Hierzu ist der beauftragte Objektplaner zu laden, damit dieser dem Stadtrat Stellungnahmen 
und aktuelle Informationen geben kann.  
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Anwesend: 11    Ja-Stimmen: 11    Nein-Stimmen: 0    Persönlich beteiligt: 0 
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Top 3.2 Heizung-Lüftung-Sanitär -  Auftragsvergabe 

 
Sach- und Rechtslage: 
Für das Gewerk Heizung-Lüftung-Sanitär wurde eine öffentliche Ausschreibung auf der Platt-
form Deutsche E-Vergabe durchgeführt. Die Angebotsfrist wurde vom 14.06. – 13.07.2023 
11.00 Uhr festgelegt. 
Zum Eröffnungstermin um 11.00 Uhr lagen keine Angebote für das Gewerk mit Kostenberech-
nung über brutto 460.277,72 € vor. 
 
Beschluss: 
Die Ausschreibung über Heizung-Lüftung-Sanitär für das Gemeinschaftshaus Marktplatz 6 wird 
aufgehoben, da kein Angebot vorliegt. 
Der Fachplaner, das Büro IBIG aus Weiden wird beauftragt, die Ausschreibung in Abstimmung 
mit dem Bauamt zeitnah zu wiederholen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Anwesend: 11    Ja-Stimmen: 11    Nein-Stimmen: 0    Persönlich beteiligt: 0 

      

 

Top 3.3 Zimmererarbeiten - Auftragsvergabe 

 
Sach- und Rechtslage: 
Durch den Abbruch des Anbaus am Anwesen Marktplatz 8 sind zur Ergänzung des Daches 
Zimmererarbeiten erforderlich. Hierzu fand eine öffentliche Ausschreibung statt. Die Submission 
fand am 24.07.2023 um 15.00 Uhr statt. Zu dem Termin lagen drei schriftliche Angebote vor. 
Nach rechnerischer, formaler und technischer Prüfung musste keines der drei Angebote aus der 
Wertung ausgeschlossen werden.  
Nach rechnerischer Prüfung unter Berücksichtigung der Preisnachlässe ergibt sich folgende 
Bieterreihenfolge: 
 
1. Holzbau Fleischmann, Kulmbach, Bruttoangebotssumme inkl. Nachlass 46.715,59 € 
2. Zimmerei Schedl, Windischeschenbach      56.093,54 € 
3. Denkmalbau GmbH, Ettersburg                104.812,69 € 
 
Im Rahmen des Vergabeverfahrens waren keine Nebenangebote zugelassen. In der Kostenbe-
rechnung vom 29.10.2022 war ein Kostenansatz in Höhe von 24.250 € netto enthalten. Hinzu 
kommen noch anteilige Gerüstkosten in Höhe von 6.720 € sowie anteilige Sicherungsmaßnah-
men in Höhe von 2.500 €. Die Kostenberechnung beläuft sich damit auf insgesamt 33.470 € 
netto, damit 39.829,30 € brutto. 
Das vorliegende günstigste Angebot überschreitet diese Summe um 6.886,29 € brutto (ca. 17,3 
v.H.).  
Einziges Wertungskriterium war der Preis. Der nach rechnerischer, formaler und technischer 
Prüfung erstplatzierte Anbieter ist dem Objektplaner (Horstmann + Partner) als zuverlässig be-
kannt. Die Eignung des Anbieters ist für die geforderte Leistung nach Aussage des Objektpla-
ners gegeben. Gegen die Beauftragung des günstigsten Bieters bestehen seitens des Objekt-
planers keine Bedenken. 
 
Beschluss: 
Die Zimmererarbeiten am Anwesen Marktplatz 8 werden bei der Firma Holzbau Fleischmann 
GmbH & Co. KG, Leitenacker 7, 95326 Kulmbach, zu einem geprüften Bruttoangebotspreis in 
Höhe von 46.715,59 € beauftragt.  
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Entsprechende Schreiben sind durch die Verwaltung unter Einhaltung etwaiger Bekanntma-
chungsfristen zu fertigen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Anwesend: 11    Ja-Stimmen: 11    Nein-Stimmen: 0    Persönlich beteiligt: 0 

      

 

Top 3.4 Elektroarbeiten - Auftragsvergabe 

 
Sach- und Rechtslage: 
Durch das Ingenieurbüro Lenk wurde eine Ausschreibung über die Elektrotechnik über das Por-
tal E-Vergabe durchgeführt. 
Die Angebotsabgabe konnte bis 20.06.2023 - 12.00 Uhr im Rahmen einer öffentlichen Aus-
schreibung nach VOB/ A erfolgen. 
Zum Submissionstermin lag lediglich ein Angebot der Firma Bechert Technik & Service GmbH 
vor. Nach formaler, rechnerischer und materieller Prüfung wurde festgestellt, dass das Angebot 
zur Wertung zugelassen wird und die geforderten Nachweise zur Eignung vorliegen. 
Die Angebotssumme beläuft sich nach rechnerischer Prüfung auf brutto 329.966,04 €. 
Die Kostenberechnung belief sich auf brutto 334.415,48 €, damit um 4.449,44 € unter der Kos-
tenberechnung (ca. 1,3 %).  
Das Angebot ist daher als angemessen und wirtschaftlich zu bewerten.  
Seitens des Ingenieurbüros wird vorgeschlagen, den Zuschlag auf das vorliegende Angebot der 
Fa. Bechert zu dem genannten geprüften Brutto-Angebotspreis zu erteilen. 
 
Beschluss: 
Der Auftrag Gewerk Elektrotechnik der Maßnahme „Sanierung und Ersatzneubau Gemein-
schaftshaus Goldkronach“ wird zu der geprüften Brutto-Angebotssumme in Höhe von  
329.966,04 € an die Firma Bechert Technik & Service GmbH, Justus-Liebig-Str. 5, 95447 Bay-
reuth, erteilt, da nach Prüfung das Angebot wirtschaftlich und angemessen ist.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Anwesend: 11    Ja-Stimmen: 11    Nein-Stimmen: 0    Persönlich beteiligt: 0 

      

 

Top 3.5 Weitere Informationen 

 
Sach- und Rechtslage: 
Dem letzten „Jour fixe“ kann Folgendes entnommen werden: 
 
- Die HLS-Ausschreibung soll ca. ein halbes Jahr vor Baubeginn neu ausgeschrieben wer-

den, da zur ersten Ausschreibung keine Angebote abgegeben wurden. 
- Mit der Erklärung der Medienfreiheit der Fachingenieure für die abzurechnenden Gebäude-

teile fehlen noch Untersuchungen/Abstimmungen. Diese sollen bis diese Woche übermittelt 
werden. Die Erklärungen sind für den Rückflügel Marktplatz 8 und die Garagenschuppen 
Marktplatz 6 erforderlich, soweit Installationen vorhanden sind. 

- Die Garage an der Kirchgasse ist geräumt, Rückflügel Haus Marktplatz 8 wurde diese Wo-
che geräumt. Für den Materialtransport für die Maurerarbeiten ist der Zugang zum Keller 
Marktplatz 8 freizulegen. 

- Die Ausschreibung der Aufzugsanlage soll parallel zur UBau-Ausschreibung erfolgen. 
- Für den Rückbau des Hauses Marktplatz 8 kann die erneute Ausschreibung der Zimmerer-

arbeiten erst nach Vorliegen aller erforderlichen Angaben erfolgen. Bauteilöffnungen haben 
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keine augenscheinlichen Schädigungen an den Deckenbalken erkennen lassen. Das 
Fachingenieurbüro aktualisiert auf dieser Basis die Tragwerksplanung. 

- Die Freigabe der Denkmalschutzbehörde wurde am 30.06.2023 für den Rückbau erteilt. Die 
Ausschreibung wird fertiggestellt. 

- Für eine detaillierte Situationsbeschreibung mit Gründung des Gewölbes im Bereich Markt-
platz 8 fand eine Begehung mit dem Landesamt für Denkmalschutz statt. Die Vorgehens-
weise zur Lastabfangung am Gewölbe im Marktplatz 6 wurde bestätigt. Ebenso wurde die 
Erlaubnis erteilt, mit Arbeiten am Rückflügel Marktplatz 8 zu beginnen. Die archäologische 
Fachfirma wurde hierzu bereits tätig. 

- Der Baustrom wird durch Reaktivierung des alten Anschlusses im Anwesen Marktplatz 6 zur 
Verfügung gestellt. 

- Die Abwasserentsorgung kann über eine Regenwasserleitung aus dem Innenhof erfolgen. 
- Die schalltechnische Untersuchung der Außenabstrahlung der Wärmepumpe hat ergeben, 

dass die Wärmepumpe unabhängig vom Standort (Dach/Innenhof) zu laut ist. Das Fachbüro 
klärt mit den Herstellern ab, mit welchen Maßnahmen das Gerät leiser gemacht werden 
kann. 

- Für das Ausmauern der Türöffnungen der zukünftigen Außenwand Marktplatz 8 sollen noch 
Angebote eingeholt werden. 

- Kostenstand zum 26.07.2023: ca. 408.000 €. 
 
 

Top 4 Kläranlage BA 01 - Erneuerung der Belüftungseinrichtung - Auftragsvergabe 

 
Sach- und Rechtslage: 
a) Die Stadt Goldkronach beabsichtigt, die Belüftungseinrichtung der Belebungsanlage auf der 

Kläranlage Goldkronach zu erneuern. Die Maßnahme umfasst die ausrüstungs- und verfah-
renstechnische Ausrüstung als Los 1 sowie Schlosserarbeiten als Los 2.  
Die Maßnahme wurde am 22.05.2023 über den Staatsanzeiger-eServices veröffentlicht. 
 

b) Zur Angebotseröffnung am Dienstag, den 27.06.2023, um 14:00 Uhr lagen fristgerecht und 
ordnungsgemäß verschlossen die Angebote von sieben Bietern vor. 

 
ca) Für die verfahrenstechnische Ausrüstung (Los 1) und die Schlosserarbeiten (Los 2) wurden  

jeweils sieben Angebote von sieben Bietern abgegeben. Die Hauptangebote der Bieter ent-
sprechen den Vorgaben der Ausschreibung. 
Die Angebote der Bieter wurden fristgerecht und ordnungsgemäß vorgelegt. 
Von Bieter 7 fehlt das ausgefüllte Formblatt 233. Dies wird nachgefordert. 
Nach der formellen Prüfung ist kein Bieter von der weiteren Wertung auszuschließen. 

 
cb) Bei der rechnerischen Prüfung wurden mit Ausnahme von Bieter 6 keine Abweichungen zu  

den Angebotssummen festgestellt. Bieter 6 sowie die anderen Bieter werden aufgrund der 
rechnerischen Prüfung nicht aus der weiteren Wertung ausgeschlossen.  
 

cc) Nach Wertung der Angebote aus technischer Sicht ergibt sich kein Ausschluss eines  
Bieters.  
Die Bieterreihenfolge nach vorläufiger Prüfung der Haupt- und Nebenangebote ist in der 
Tabelle dargestellt. Für das Los 1 ist der Bieter 7 und für das Los 2 Bieter 1 der günstigste 
Bieter. 
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Bieterreihenfolge nach formaler, rechnerischer und technischer Prüfung Los 1 + 2 
Nummer Firma Anschrift Angebotssumme  

brutto Los 1 
Angebotssumme  
brutto Los 2 

Gesamtsumme 
brutto 

Bieter 7 Scharr Tec GmbH 
& Co. KG 

Otto-F.-Scharr-Str. 2, 
94336 Hunderdorf 

302.522,93 € 29.818,43 € 332.341,36 € 

Bieter 3 Rhode Anlagen-
bau GmbH 

Sontraer Str. 6, 
37269 Eschwege 

316.644,24 € 30.142,46 € 346.786,71 € 

Bieter 6 BaKaTech- 
Kläranlagen Tech-
nik eK 

Frieddrich-Müller-
Weg 4, 
30966 Hemmingen 

318.891,08 € 32.646,70 € 351.437,77 € 

Bieter 1 Pumpen u. Anla-
genbau Reitinger 
GmbH 

Happurger Str. 66, 
90482 Nürnberg 

338.959,60 € 21.285,53 € 360.245,13 € 

Bieter 5 Kiffer GmbH Beurer Str. 28, 
82299 Türkenfeld 

387.734,27 € 44.967,72 € 432.701,99 € 

Bieter 4 KWT Hilpert 
GmbH 

Hansastr. 5, 
90441 Nürnberg 

409.089,10 € 29.938,89 € 439.027,99 € 

Bieter 2 Wolfgang Gehring 
Anlagenbau 
GmbH 

Neuer Weg 3, 
97725 Elfershausen 

891.465,89 € 39.811,45 € 931.277,34 € 

 
cd) Die Firma Scharr Tec GmbH (Bieter 7) kann für die auszuführenden Maßnahmen, die im  

Wesentlichen Bauarbeiten zur maschinellen und verfahrenstechnischen Ausrüstung der 
Kläranlage (Los 1) sowie Schlosserarbeiten (Los 2) beinhalten, verschiedene Referenzen 
vorlegen. Bei Beauftragung ist eine fachgerechte Ausführung der Arbeiten zu erwarten. 
 
Auch die Fa. Reitinger Anlagenbau GmbH (Bieter 1) weist geeignete Referenzen auf. Bei 
Beauftragung für Los 2 ist ebenfalls eine fachgerechte Ausführung der Arbeiten zu erwarten. 
 

da) Das Angebot der Fa. Scharr Tec GmbH für Los 1 endet nach rechnerischer Prüfung mit  
einer Brutto-Angebotssumme von 302.522,93 €. 
 

db) Das Angebot der Fa. Reitinger Anlagenbau GmbH für Los 2 endet nach rechnerischer  
Prüfung mit einer Angebotssumme von 21.285,53 € brutto. 
 

e)  Gemäß Kostenberechnung von Januar 2023 wurden für den Bauabschnitt 1 Kosten in Höhe  
von 343.649 € netto erwartet. Abzüglich der nicht ausgeschriebenen Bauleistungen (Erd- 
und Pflasterarbeiten) sowie die provisorische Überdachung der Gebläse und der Leistungen 
zur Elektrotechnik verbleiben gemäß Kostenberechnung 283.355,00 € netto, die den Ange-
botskosten gegenüberzustellen sind. Die „Allgemeinen Kosten“ sind bis auf die SiGeKo der 
Ausrüstungstechnik zuzuschreiben. Ebenso wurde die erdverlegte Edelstahlrohrleitung ver-
einbarungsgemäß bei der Maschinentechnik ausgeschrieben. 
Die in der vorliegenden Leistungsbeschreibung für Los 1 und Los 2 ausgeschriebenen Ar-
beiten waren demnach gem. Kostenberechnung vom Januar 2023 mit 283.355,00 € netto 
bzw. 337.192,45 € brutto enthalten. Im Vergleich zur Angebotssumme von Los 1 und Los 2 
von 323.808,46 € brutto als Summe der jeweils Günstigstbietenden ergibt sich eine Kos-
tenminderung von 13.383,99 € brutto bzw. bezogen auf die Kostenberechnung eine Kos-
tenminderung um rund 4 %. 
 

ea) Die gemäß Kostenberechnung zu erwartenden Kosten nur für Los 1 ergeben sich abzüglich  
der geschätzten Kosten für das Geländer (Los 2) von 16.200 € netto zu netto 267.155,00 € 
bzw. brutto zu 317.914,45 €. Die Kostenminderung nur für Los 1 ergibt sich aus der Diffe-
renz der Kostenberechnung (317.914,45 € brutto) und der Angebotssumme (302.522,93 € 
brutto) zu 15.391,52 € brutto bzw. rund 4,8 %. 
 

eb) Bei Los 2 errechnet sich eine Kostenmehrung aus der Position Geländer der Kostenberech- 
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nung in Höhe von 19.278,00 € brutto und den angebotenen 21.285,53 € gem. Angebot zu 
2.007,53 € bzw. 10,4 %. 

 
Beschluss: 
Die Aufträge werden losweise vergeben. 
 
Für das Los 1 erhält die Firma Scharr Tec GmbH & Co. KG, Otto-F.-Scharr-Str. 2, 94336 Hun-
derdorf, den Auftrag über die geprüfte Bruttoangebotssumme von 302.522,93 € 
 
Für das Los 2 erhält die Firma Pumpen und Anlagenbau Reitinger GmbH, Happurger Str. 66, 
90482 Nürnberg, den Auftrag über eine geprüfte Bruttoangebotssumme von 21.285,53 € 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Anwesend: 11    Ja-Stimmen: 11    Nein-Stimmen: 0    Persönlich beteiligt: 0 

      

 

Top 5 Umbau "RÜB II am Bauhof" - Technische Ausrüstung Auftragsvergabe 

 
Sach- und Rechtslage: 
a) Die „Technische Ausrüstung“ der Baumaßnahme – Umbau RÜB II am Bauhof, Trennbau-

werk, Technikgebäude und RÜB II – wurde in Abstimmung mit der Stadt Goldkronach be-
schränkt, ohne öffentlichen Teilnahmewettbewerb, ausgeschrieben. 
 
Es wurden neun bekannte Firmen, die mit der erforderlichen Technik vertraut sind, in die 
Bieterliste aufgenommen. 
 
Bis zum Eröffnungstermin am 28.06.2023, 11.00 Uhr reichten vier Bieter firstgerecht ein An-
gebot ein. Die restlichen Firmen haben abgesagt bzw. kein Angebot vorgelegt. 
 

ba) Es wurde von keinem Bieter ein Preisnachlass angeboten. 
Die Vorlage von Nebenangeboten war nicht zugelassen. 
Besondere Eignungsnachweise waren nicht vorzulegen. Die zur Angebotsabgabe aufgefor-
derten Firmen sind bekannt und für die ausgeschriebenen Leistungen geeignet. 

 
bb) Folgende geprüfte Endsummen der Hauptangebote, einschließlich 19 % Umsatzsteuer,  

wurden ermittelt: 
 

Rang 
 

Firma Ort Bruttosumme Prozent 

1. Wilo Emu Anlagenbau GmbH Roth 474.447,17 € 100,0 % 

2. ROTEC Rohrtechnik GmbH Erlangen 525.685,67 € 110,8 % 

3. SHM GmbH Waldsassen 530.338,39 € 111,8 % 

4. KWT Hilpert GmbH Nürnberg 550.372,54 € 116,0 % 

 
bc) Die Angebote der Bieter wurden in technischer Hinsicht auf Stimmigkeit mit den  

Ausschreibungsunterlagen geprüft. Es waren keine Auffälligkeiten bzw. Beanstandungen 
festzustellen. 
 

bd) Im Hinblick auf eine rechtlich einwandfreie Vergabeentscheidung war – aufgrund der v. g.  
Überprüfungen und der dabei festgestellten Sachverhalte – das Angebot der Firma KWT 
Hilpert GmbH von der Wertung auszuschließen. 
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ca) Die nach dem durchgeführten Wertungsverfahren und der rechnerischen Prüfung des  
Angebotes an erster Stelle liegende Firma Wilo Emu Anlagenbau GmbH ist als leistungsfä-
hig bekannt und würde sich für das anstehende Bauprojekt eignen. 
 
Nachunternehmer wurden von der Firma – mit Ausnahme des Einbaus der Siebanlage – 
keine benannt, es werden alle Leistungen im eigenen Betrieb ausgeführt. 
Die geprüfte Bruttoangebotssumme beläuft sich auf 474.447,17 € (einschl. 19 % Umsatz-
steuer). 
Die Angebotssumme der Firma Wilo Emu Anlagenbau GmbH liegt ca. 7,2 % über der Kos-
tenberechnung, die bei brutto 442.605,74 € lag. 
 

cb) Die Kostenüberschreitung ist aufgrund der aktuellen vorherrschenden Rohstoffknappheit,  
sehr langen Lieferzeiten in verschiedenen Bereichen und der extrem hohen Marktunsicher-
heiten mit z.T. nur noch tagesgültigen Materialpreisen zu sehen. Auch im Bereich der tech-
nischen Ausrüstung führt dies zu erheblichen Kostensteigerungen und Sicherheitszuschlä-
gen. 
Die immer noch sehr hohe Auslastung der Firmen in diesem Marktsegment ist ebenfalls als 
negativer Faktor auf die Preisgestaltung zu sehen. Erkennbar ist die hohe Auslastung auch 
an der Tatsache, dass für diese doch sehr interessante Maßnahme nur vier Firmen ein An-
gebot abgegeben haben. 

 
Aufgrund der aktuellen Marktlage kann keine seriöse Einschätzung getroffen werden, ob ei-
ne Neuausschreibung zu einer verbesserten Preissituation führen würde. 
 

cc) Die Zuschlagsfrist endet am 11.08.2023 und ist als ausreichend anzusehen. 
 
 
Beschluss: 
a) Zur Durchführung des Bauabschnittes „Technische Ausrüstung“ am RÜB II wird der Auftrag 

an die Firma Wilo Emu Anlagenbau GmbH zu einer geprüften Bruttoangebotssumme von 
474.447,17 € vergeben. 
 

b) Die anrechenbaren Kosten der technischen Ausrüstung zum Stand der Entwurfsplanung 
werden mit brutto 442.605,74 € anerkannt.  

 
c) Das Ingenieurbüro für Tiefbautechnik Bindlach GmbH, 95463 Bindlach, wird beauftragt, die 

Ausschreibung durchzuführen. Gleichzeitig werden die Leistungsphasen 5 bis 9 auch für die 
technische Ausrüstung beauftragt. 

 
d) Das Wasserwirtschaftsamt ist über die Vergabe zu informieren (Förderung nach RZWas 

2021). 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Anwesend: 11    Ja-Stimmen: 11    Nein-Stimmen: 0    Persönlich beteiligt: 0 

      

 

Top 6 Quartierskonzept Schulbereich 

 
Sach- und Rechtslage: 
a) Das Quartierskonzept im Schulbereich wurde bereits in der letzten Stadtratsklausur vorge-
stellt.  
Es wurden noch die gewünschten Änderungen vorgenommen.  
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Sofern nun der Stadtrat diesem Quartierskonzept Schulbereich in der vorliegenden Fassung mit 
den dazugehörigen Plänen und dem Ergebnisbericht zustimmt, wird das beauftragte Büro RSP 
Architekten + Stadtplaner die notwendigen Unterlagen vorlegen, um die Fördergelder abrufen 
zu können. 
 
b) SR Dr. Nüssel fordert eine Beendigung der provisorischen Containerlösung zur Kinderbe-
treuung. Diese Container sollten schon wegen der hohen Energiekosten zeitnah veräußert wer-
den. Er verweist auf die Raumsituation in der Schule. Nach seiner Auffassung müssten noch 
Räume, vor allem auch für die Kinderbetreuung, genutzt werden können.  
Die Einbeziehung des ehemaligen Lehrerwohnhauses sei aufgrund der Bausubstanz und der 
damit verbundenen Sanierungskosten nicht zielführend. 
Der Vorsitzende ergänzt, dass die Containerlösung - wie im Stadtrat behandelt - auf ca. 5 Jahre 
begrenzt sei. 
SR Sahrmann gibt zu bedenken, dass bei jeder Lösung zu diesem Gebäude Kosten entstehen 
werden, ganz gleich ob dieses weiterhin als Wohngebäude oder zur Kinderbetreuung genutzt 
werde. 
 
Der Vorsitzende verweist darauf, dass durch das vorliegende Konzept mögliche Schritte aufge-
zeigt werden, aber es eine gute Grundlage für den Anspruch auf Ganztagsbetreuung ab dem 
Jahr 2026 gibt.  
 
c) Nunmehr wird dem Ersteller des Konzeptes Herrn Stadter vom Büro RSP, Bayreuth, das 
Wort erteilt. Herr Stadter stellt das Konzept vor und erläutert verschiedene Handlungspunkte 
bzw. Projektvorschläge. 
Er weist darauf hin, dass das vorliegende Konzept als städtebauliches Konzept zu werten sei.   
Dieses ist wichtig, da auf Basis dieses Konzeptes die Regierung Teilprojekte fördert, die umge-
setzt werden sollen.  
Hinsichtlich des ehemaligen Lehrerwohnhauses in der Leisauer Str. 17 ergänzt er, dass ein 
Umbau oder eine Sanierung nach den Städtebauförderrichtlinien förderfähig sei, nicht jedoch 
ein Neubau. 
 
Durch die Billigung des Konzeptes könnten die Fördermittel für das Konzept abgerufen werden. 
Es entstünden aber zunächst keine weiteren Kosten, da eine automatische Umsetzung von 
Maßnahmen nicht vorgesehen sei.  
 
d) Anschließend entspinnt sich eine Diskussion über Raummöglichkeiten in der Schule, um auf 
die Containerlösung zu verzichten bzw. die Kinderbetreuung in der Schule durchführen zu kön-
nen (SRe Hofmann, Popp, Rieß, 2. Bgm. Pietsch). 
 
In den Ferien soll ein Ortstermin in der Schule abgehalten werden, um die Räume zu betrach-
ten. Die Rektorin soll beigezogen werden, damit vor Ort geklärt werden könne, welche Räume 
tatsächlich benötigt werden. Der Vorsitzende wird einen entsprechenden Termin vereinbaren 
und die Stadtratsmitglieder informieren. 
 
Beschluss: 
Das vorliegende Quartierskonzept für den Schulbereich mit den sechs erarbeiteten Plänen (An-
lieferungskonzept, Parkierungskonzept, Massenmodell KiTa, Rahmenplan, Grundrisse Mittags-
betreuung Varianten 1 und 2) wird in der vorliegenden Fassung gebilligt.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Anwesend: 11    Ja-Stimmen: 11    Nein-Stimmen: 0    Persönlich beteiligt: 0 
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Top 7 Zentrale Vergabestelle kreisangehörige Gemeinden - Interessensbekundung 

 
Sach- und Rechtslage: 
a) Der Landkreis Bayreuth teilt mit Schreiben vom 23.06.2023 mit, dass die Gründung eines 
Zweckverbands der kreisangehörigen Gemeinden und Zweckverbände im Landkreis Bayreuth 
über die formale Durchführung von Vergabeverfahren (zentrale Vergabestelle) möglich wäre 
(Beschluss Kreisausschuss vom 12.12.2022). Der vorgenannte Beschluss geht zurück auf ei-
nen Antrag von Kreisrat Holger Bär. 
 
Sofern im Rahmen der Abfrage mehr als 10 kreisangehörige Gemeinden bzw. Zweckverbände 
Interesse haben, wird zu einer gemeinsamen Sitzung eingeladen, in der die Modalitäten einer 
Zweckverbandsgründung besprochen werden. Die Federführung des Verfahrens geht dann auf 
eine kreisangehörige Gemeinde über. 
Der Landkreis bringt sich in das Verfahren im Rahmen der personellen Leistungsfähigkeit der 
hausinternen Vergabestelle ein, beteiligt sich aber nicht am Zweckverband. 
 
Anhand der zwischen der Stadt Coburg und dem Landkreis Coburg als auch 17 kreisangehöri-
gen Gemeinden (KDZ Oberland) abgeschlossenen Zweckvereinbarung soll geregelt werden, 
dass der Zweckverband die beteiligten Körperschaften bei der Abwicklung der Vergabeverfah-
ren zwar unterstützt, jedoch die Vergaben und der Abschluss von Verträgen bei den Kommu-
nen verbleiben. 
Dem Zweckverband müssen die Ausschreibungsunterlagen zugearbeitet werden, auch erfolgt 
die fachliche Prüfung der Angebote durch die Gemeinden. Die Vergabestelle hat vielmehr eine 
unterstützende und beratende Funktion (Wahl der Ausschreibungsart, Schätzung des Auf-
tragswertes, Bestimmung der Eignungs-/Wertungskriterien und Sicherung der konkreten Durch-
führung des formalen Verfahrens) inne und erstellt aufgrund der fachlichen Prüfung (Gemeinde 
oder Fachbüro) einen Vergabevorschlag. 
 
b) Es wird darauf hingewiesen, dass durch die Gründung eines Zweckverbandes die erhofften 
Synergieeffekte hinsichtlich Kosteneinsparungen und Kompetenz/Konzentrationen differenziert 
betrachtet werden müssen, da die Verbandsmitglieder weiterhin vergaberechtlich geschultes 
Personal vorhalten müssen. 
 
c) Sofern an der Mitgliedschaft an einem Zweckverband „Zentrale Vergabestelle“ - ähnlich der 
KDZ Oberland - Interesse besteht, so sollte dies bis 15.09.2023 mitgeteilt werden. 
 
d) Anhand der dargestellten Vorgehensweise als auch des weiterhin benötigten vergaberecht-
lich geschulten Personals ist es trotzdem eine große Hilfe, die beratende Funktion der Verga-
bestelle im Landratsamt Bayreuth wahrnehmen zu können.  
Seitens der Verwaltung wird daher vorgeschlagen, das notwendige Interesse zu bekunden, um 
diesen Zweckverband ggf. gründen zu können. 
 
e) SR Popp weist darauf hin, dass eine rein beratende Tätigkeit des Landratsamtes keinen Sinn 
ergebe.  
 
Beschluss: 
Die Stadt Goldkronach hat Interesse an der Mitgliedschaft in einem Zweckverband „Zentrale 
Vergabestelle“, der ähnlich dem KDZ Oberland zu einem späteren Zeitpunkt auch andere Auf-
gaben für die Kommunen übernehmen könnte. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Anwesend: 11    Ja-Stimmen: 11    Nein-Stimmen: 0    Persönlich beteiligt: 0 
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Top 8 Bauleitplanung: 

 

Top 8.1 Änderung Bebauungsplan "Am Altenbaum III" - Information 

 
Sach- und Rechtslage: 
Der Projektträger hat in der Sitzung des BUA vom 20.07.2023 die neue Planung vorgestellt. 
Diese ist unvollständig und unattraktiv. Aus diesem Grund kann eine weitere Behandlung nicht 
erfolgen. Zusätzliche Informationen werden in der nichtöffentlichen Sitzung ausgereicht.  
 
 

Top 8.2 Auslegungs- und Billigungsbeschluss - Bebauungsplan "Südlich der Peunt-
gasse" mit gleichzeitiger 2. Änderung des Flächennutzungsplanes für den Be-
reich Peuntgasse im Parallelverfahren 

 
Sach- und Rechtslage: 
a) Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und die frühzeitige Beteili-
gung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB wurde 
durchgeführt.  
 
Die Auswertung der Beteiligung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB Stand 20.07.2023 liegt 
hiermit vor.  
 
b) Hierzu wurde Herr Stadter gebeten, die wichtigsten Themenbereiche, wie Bedarfsnachweis 
für die Wohnbebauung und Betreuung, Sichtachse Schloss, Art der Festsetzung des Bebau-
ungsplans sowie die naturschutzrechtlichen Problematiken zu erläutern. 
 
Auf Nachfrage von SR Popp erläutert er, dass eine vorliegende private Stellungnahme eher 
unproblematisch sei. Diese werde entsprechend lösbar abgehandelt.  
Zur Erschließung (Anfrage SR Dr. Nüssel) legt Herr Stadter dar, dass diese in Teilbereichen 
erfolgen könnte bzw. sollte. Die Fläche vor dem Schloss sollte zuletzt erfolgen, wobei Erschlie-
ßungsfragen nicht im Bebauungsplan festgelegt werden.  
Auf Anregung der SRe Rieß, Popp und Hofmann solle doch eine zentrale Wärme- bzw. Ener-
gieversorgung auf dem geeigneten städtischen Grundstück in der Nähe ins Auge gefasst wer-
den. Es wäre sinnvoll, dies zeitnah umzusetzen, um die potentialen Abnehmer auch bedienen 
zu können.  
 
Beschluss: 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes „Südlich der Peuntgasse“ mit gleichzeitiger 2. Änderung 
des Flächennutzungsplanes für den Bereich Peuntgasse in der Fassung vom 17.10.2022 wird 
nach Einarbeitung der eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen gebilligt.  
 
Beide Verfahren sind erneut nach § 3 Abs. 2 BauGB auszulegen, die Träger öffentlicher Belan-
ge sowie die Öffentlichkeit sind zu beteiligen.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Anwesend: 11    Ja-Stimmen: 10    Nein-Stimmen: 1    Persönlich beteiligt: 0 
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Top 8.2.1 2. Änderung des wirksamen Flächennutzungsplans für den Bereich Peuntgas-
se im Parallelverfahren 

 
Sach- und Rechtslage: 

I. Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
nach §4 Abs. 1 BauGB;  
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen. 

 
Zur 2. Änderung des wirksamen Flächennutzungsplans wurden die Träger öffentlicher Belange mit Schreiben 
vom 02.12.2022 zur Abgabe einer Stellungnahme bis zum 09.01.2023 aufgefordert. Durch Nachfragen ein-
zelner Stellen wurde eine Fristverlängerung bis 23.01.2023 gewährt. 
 
1. Folgende Fachstellen wurden zur Stellungnahme aufgefordert:  

 
1. Regierung von Oberfranken, SG 24 
2. Regierung von Oberfranken, Bergamt Nordbayern  
3. Regierung von Oberfranken, Gewerbeaufsichtsamt  
4. Regionaler Planungsverband 
5. Landratsamt Bayreuth – Bauleitplanung 
6. Landratsamt Bayreuth – Umwelt- u. Naturschutz 
7. Landratsamt Bayreuth – Gewerberecht 
8. Landratsamt Bayreuth – Abfallwirtschaft 
9. Landratsamt Bayreuth – Kreisbrandrat 
10. Landratsamt Bayreuth – Kreisheimatpfleger 
11. Wasserwirtschaftsamt Hof 
12. Staatliches Bauamt Bayreuth 
13. Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung 
14. Bayernwerk AG Netzcenter 
15. TenneT TSO GmbH 
16. Amt für ländliche Entwicklung Oberfranken 
17. Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
18. Bayerischer Bauernverband 
19. Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege  
20. Bund Naturschutz 
21. Ferngas Netzgesellschaft mbH über PLEDOC 
22. Licht- und Kraftwerke Helmbrechts GmbH 
23. Regierung von Mittelfranken, Luftfahrtamt Nordbayern  
24. Luftsportgemeinschaft Bayreuth e. V.  
25. Stadt Bayreuth 
26. Zweckverband „Benker Gruppe“ 
27. Gemeinde Bindlach 
28. Stadt Bad Berneck 
29. VG Weidenberg 
30. Deutsche Telekom Niederlassung Bayreuth  
31. Vodafone Kabel Deutschland 
 

2. Folgende Fachstellen haben keine Stellungnahme abgegeben:  
 
1. Regierung von Oberfranken, Gewerbeaufsichtsamt  
2. Landratsamt Bayreuth – Gewerberecht 
3. Landratsamt Bayreuth – Kreisheimatpfleger 
4. Wasserwirtschaftsamt Hof 
5. Amt für ländliche Entwicklung Oberfranken 
6. Licht- und Kraftwerke Helmbrechts GmbH 
7. Luftsportgemeinschaft Bayreuth e. V.  
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8. Zweckverband „Benker Gruppe“ 
9. Stadt Bad Berneck 
10. VG Weidenberg 
 
 

3. Folgende Fachstellen haben Einverständnis mit der Planung geäußert 
bzw. keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken zur Planung vorge-
bracht:  
 
1. Regionaler Planungsverband v. 17.01.2023 
2. Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung v. 08.12.2022  
3. TenneT TSO GmbH v. 05.12.2022 
4. Ferngas Netzgesellschaft mbH über PLEDOC v. 08.12.2022  
5. Regierung von Mittelfranken, Luftfahrtamt Nordbayern v. 05.12.2022  
6. Stadt Bayreuth v. 19.12.2022 
7. Gemeinde Bindlach v. 12.12.2022 
8. Vodafone Kabel Deutschlan v. 06.01.2023  

 

II) Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB, Ab-
wägung der eingegangenen Stellungnahmen 

 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte zeitgleich zur Beteiligung der Träger öffent-
licher Belange. Während dieser Zeit lagen die Bauleitplanunterlagen für  jedermann 
während der Dienststunden einsehbar im Rathaus der Stadt Goldkronach aus.  
 
Bis zum Ablauf der Frist ging keine Stellungnahme ein.  

 
 
Beschlüsse: 

Folgende Fachstellen haben Bedenken, Hinweise oder Anregungen zur Pla-
nung vorgebracht: 

 
1. Bayernwerk Netz GmbH  

Schreiben vom 07.12.2022 
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Beschluss 001: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Hinweise betreffen die Ebene der Erschließungsplanung bzw. des Bebauungs-
plans und werden dort behandelt.  
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2. Deutsche Telekom Technik GmbH  
Schreiben vom 14.12.2022 
 

 

 
 
Beschluss 002: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Hinweise betreffen die Ebene der Erschließungsplanung bzw. des Bebauungs-
plans und werden dort behandelt.  
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3. Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege  
Schreiben vom 21.12.2022 
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Beschluss 003: Der Stadtrat beschließt mit 10 gegen 1 Stimme: 
 
Aus Sicht der Stadt Goldkronach steht den Belangen der Denkmalpflege der Bedarf 
nach Bauland gegenüber. Als Nachweis für den Baulandbedarf in der  geplanten Grö-
ßenordnung wurde zwischenzeitlich ein Bedarfsnachweis erstellt, der seitens der Hö-
heren Landesplanungsbehörde (Sachgebiet 24 der Regierung von Oberfranken) an-
erkannt wurde und der als Anlage der Begründung zur 2. Änderung des Flächennut-
zungsplans beigefügt wird.  
 
Dieser vorhandene Baulandbedarf muss auf Flächen des Stadtgebiets Goldkronach 
gedeckt werden. Insofern entspricht die Aufstellung des Bebauungsplanes u.a. § 1 
Abs. 6 Nr. 2 und 3 BauGB, wo es heißt: 
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Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen:  
… 
2. die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere auch von Familien mit 

mehreren Kindern, die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewoh-
nerstrukturen, die Eigentumsbildung weiterer Kreise der Bevölkerung und 
die Anforderungen kostensparenden Bauens sowie die Bevölkerungsent-
wicklung. 

3. die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere die 
Bedürfnisse der Familien, der jungen, alten und behinderten Menschen, un-
terschiedliche Auswirkungen auf Frauen und Männer sowie die Belange des 
Bildungswesens und von Sport, Freizeit und Erholung.  

 
Hinsichtlich der Lage neuer Bauflächen sind die Ziele und Grundsätze des Landes-
entwicklungsprogramms Bayern (LEP) zu berücksichtigen. Insbesondere die folgen-
den Grundsätze und Ziele sind zu beachten:  
 

3.1 (G) Die Ausweisung größerer Siedlungsflächen soll überwiegend an Stand-
orten erfolgen, an denen ein räumlich gebündeltes Angebot an öffentli-
chen und privaten Dienstleistungs- Versorgungs- und Infrastrukturein-
richtungen in fußläufiger Erreichbarkeit vorhanden ist oder geschaffen 
wird. 

3.3 (Z) Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Sied-
lungseinheiten auszuweisen.  

 
Die vorgenannten Punkte werden durch die Lage de Bauflächen  erfüllt. Zum einen ist 
durch die unmittelbare räumliche Nähe zur Innenstadt und die geplanten fußläufi-
gen Wegeverbindungen über die „Peuntgasse“ und die Straße „Am Schloßgarten“ die 
fußläufige Erreichbarkeit der Infrastruktureinrichtungen in der Innenstadt gegeben. 
Zum anderen grenzt das neue Baugebiet unmittelbar an die vorhandenen Bauflächen 
„Am Altenbaum“ und entlang der „Peuntgasse“ an und bildet somit einen städtebau-
lichen Lückenschluss. Dies wird auch vom Sachgebiet 24 der Regierung von Ober-
franken (Höhere Landesplanungsbehörde) so gesehen. Auf die zugehörige Stellung-
nahme vom 30.01.2023 im Rahmen der Bauleitplanung wird verwiesen.  
 
Zudem befinden sich die betreffenden geplanten Bauflächen bereits in städtischem 
Eigentum. Andere Flächen, mit denen die o. g. Grundsätze und Ziele des LEP in ähn-
licher Weise erfüllt werden können, sind nicht verfügbar.  
 
Zwar wird anerkannt, dass durch die Ausweisung von Bauflächen südwestlich des 
Schlosses die landschaftsprägende Wirkung des Schlosses gemindert wird. Aller-
dings wird in Abwägung aller Aspekte seitens der Stadt Goldkronach dem nachge-
wiesenen Baulandbedarf und der Einhaltung der vorgenannten Ziele und Grundsätze 
des LEP ein höheres Gewicht beigemessen.  
 
An der bisherigen Planung wird daher festgehalten.  
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4. AELF  
Schreiben vom 09.01.2023 
 

 
 
Beschluss 004: Der Stadtrat beschließt mit 10 gegen 1 Stimme: 
 
Die Stadt Goldkronach nimmt zur Kenntnis, dass durch die Planung landwirtschaftli-
che Flächen verloren gehen werden und verweist auf den bisher wirksamen Flächen-
nutzungsplan, der für diesen Bereich bereits vor der 2. Änderung eine der Landwirt-
schaft entgegenstehende Nutzung vorsieht.  

 
Alle betroffenen Flächen sind im Eigentum der Stadt Goldkronach. Die Verwaltung 
wird im Rahmen der laufenden Pachtverträge Kontakt mit den betroffenen Landwir-
ten aufnehmen. 
 
An die geplanten Bauflächen grenzen keine landwirtschaftlichen Flächen oder Flur-
wege an. Die Erreichbarkeit landwirtschaftlicher Flächen im Umgriff der geplanten 
neuen Bauflächen wird durch die 2.  Änderung des Flächennutzungsplanes nicht be-
einträchtigt.  
 
Die Hinweise bezüglich der Immissionen durch die Bewirtschaftung umliegender 
landwirtschaftlicher Flächen betreffen die Ebene des Bebauungsplans und werden 
dort behandelt. 
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5. Regierung von Oberfranken – Bergamt Nordbayern                                             
Schreiben vom 10.01.2023 
 

 
 
Beschluss 005: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
In der Begründung zur 2. Änderung des Flächennutzungsplanes wird ein ent sprechen-
der Hinweis zu möglichen Grubenbauen und altbergbaulichen Relikten ergänzt.  
 

6. Bund Naturschutz in Bayern e.V.                                                                    
Schreiben vom 05.01.2023 
 

 
 
Beschluss 006: Der Stadtrat beschließt mit 10 gegen 1 Stimme: 
 
Der bestehende Barockgarten am Schloss Goldkronach befindet sich außerhalb des ge-
genständlichen Geltungsbereichs und wird durch die Planung nicht beeinflusst. Das 
Projekt „Alexander von Humboldt Museumspark“ wird unabhängig von der vorliegen-
den Planung nicht realisiert werden.  
 
Die im bisherigen Flächennutzungsplan dargestellten Ausgleichsflächen können auch 
an anderer Stelle realisiert werden, falls zu einem späteren Zeitpunkt aufgrund von zu-
sätzlichen städtebaulichen Erweiterungen erneut Ausgleichsflächen erforderlich sein 
sollten. 
 
Hinsichtlich des Bauflächenbedarfs wurde zwischenzeitlich ein Bedarfsnachweis er-
stellt, mit dem seitens der Höheren Landesplanungsbehörde (Sachgebiet 24 der Regie-
rung von Oberfranken) Einverständnis besteht. Dieser Bedarfsnachweis wird der Be-
gründung zur 2. Änderung des Flächennutzungsplans als Anlage beigefügt.  
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Hinsichtlich des Themas „Abwasser und Entwässerung“ wird auf die Stellungnahme des 
Wasserwirtschaftsamtes Hof verwiesen, das im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung an 
der Aufstellung des Bebauungsplans „Südlich der Peuntgasse“ beteiligt wurde und kei-
ne grundsätzlichen Bedenken vorgebracht hat. Die restlichen Hinweise zu diesem The-
ma betreffen die Ebene des Bebauungsplanes und werden dort behandel t. 
 
Zu dem Thema „hydrogeologisches Gutachten“ wurde im Jahr 2020 im Rahmen des ge-
planten Projektes „Wohndorf 21“ ein hydrogeologisches Gutachten erstellt, dessen Un-
tersuchungsumgriff auch die geplanten Bauflächen der 2. Änderung des Flächennut-
zungsplanes umfasst. Im Ergebnis hat sich gezeigt, dass der Bereich der 2. Flächennut-
zungsplanänderung von Oberflächengewässern und daraus eventuell resultierenden 
Überschwemmungsgebieten nicht tangiert wird. Für den Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes wurde darüber hinaus ein Bodengrundgutachten erstellt,  das als Anhang 
der Begründung zum Bebauungsplan beiliegt.  
 
Das Bodengrundgutachten kommt zu dem Schluss, dass die geplanten Bauflächen für 
eine Bebauung geeignet sind. Details zu geogenen Belastungen, Tragfähigkeit d es Bo-
dens, Versickerungsfähigkeit, etc. können diesem entnommen werden.  
 
Des Weiteren wurde zwischenzeitlich eine schalltechnische Untersuchung erstellt, die 
zu dem Ergebnis kommt, dass aufgrund des Schallschutzes keine Anpassungen an der 
Bauleitplanung veranlasst sind. Das Schallgutachten ist als Anlage der Begründung 
zum Bebauungsplan „Südlich der Peuntgasse“ beigefügt.  
 
In Bezug auf die geplante Baugebietserschließung wurden zwischenzeitlich Verkehrs-
zählungen in der Peuntgasse durchgeführt. Auf Grundlage der Verkehrszählungen 
konnte nachgewiesen werden, dass hinsichtlich der Verkehrserschließung des Bauge-
biets keine Anpassungen an der Bauleitplanung erforderlich sind. Entsprechende Hin-
weise dazu können der Begründung zum Bebauungsplan „Südlich der Peuntg asse“ ent-
nommen werden. 
 
Eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung ist in Abstimmung mit der unteren Natur-
schutzbehörde für den Bereich der 2. Flächennutzungsplanänderung nicht erforderlich. 
Es wurde jedoch sicherheitshalber eine artenschutzrechtliche Potenzialanalyse erstellt,  
die im Umweltbericht zum Bebauungsplan „Südlich der Peuntgasse“ ergänzt wurde. Die 
Potenzialanalyse kommt zu dem Schluss, dass durch die Bauleitplanung keine arten-
schutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 ff. BNatSchG ausgelö st werden. 
 

 
 
Beschluss 007: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Hinweise zur Eingriffsregelung betreffen im Wesentlichen die Ebene des Bebau-
ungsplanes und werden dort behandelt.  
 
Unabhängig davon wird auch für die 2. Flächennutzungsplanänderung ein Umwelt-
bericht erstellt, in dem die zugrundeliegende Fassung des Leitfadens benannt wird.  
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Beschluss 008: Der Stadtrat beschließt mit 10 gegen 1 Stimme: 
 
Im Rahmen des Bodengrundgutachtens des Ingenieurbüros Dr. G. Pedall vom 
13.02.2022 wurde der Boden an acht Stellen im Geltungsbereich aufgeschlossen und 
der Aushub untersucht. Auf Grundlage des angetroffenen Schichtenbaus sei die Er-
richtung von Wohngebäuden vermutlich mit mäßigem Aufwand möglich. Nicht trag-
fähiger Untergrund wurde nur stellenweise vorgefunden, die Grundwassersituation 
sei beherrschbar. Die Lage der Baugebietsflächen ist weder widersinnig noch fahr-
lässig. 
 
Für die Sondergebietsfläche des geplanten Pflegeheims liegen bereits zwei konkrete 
Investorenanfragen vor. Die Stadt Goldkronach hat mit einem dieser Investoren bereits 
eine Absichtserklärung bzgl. Grunderwerb und baulicher Umsetzung unterschrieben. 
Der Investor hat vor Unterzeichnung der Erklärung eine Standortanalyse durchführt, 
die zu dem Schluss kommt, dass in Goldkronach ein ausreichender Bedarf für stationä-
re und ambulante Pflege gegeben ist. Aus Sicht der Stadt ist der Bedarf damit hinrei-
chend nachgewiesen.  
 
Die vorhandenen Wiesenflächen auf Flur-Nr. 447/7 sollen durch die Bauleitplanung zu 
einer innerstädtischen Parkfläche aufgewertet werden. Die gewachsenen Gehölze und 
Biotopstrukturen werden erhalten und durch ergänzende Pflanzmaßnahmen gestärkt 
und aufgewertet. Die geplanten Fußwege werden in die Parkfläche integriert. Sie stel-
len eine wichtige innerstädtische Fußwegeverbindung vom Goldbergbaumuseum zur 
Schule sowie zum Schlosspark dar.  
 
An der bisherigen Planung wird daher festgehalten.  
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Beschluss 009: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Hinweise betreffen die Ebene des Bebauungsplanes und  werden dort behandelt.  
 

 
 
Beschluss 010: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Bezüglich Schallemissionen wurde zwischenzeitlich eine schalltechnische Untersuchung 
erstellt, die zu dem Ergebnis kommt, dass aufgrund des Schallschutzes keine Anpas-
sungen an der Bauleitplanung veranlasst sind. Das Schallgutachten ist als Anlage der 
Begründung zum Bebauungsplan „Südlich der Peuntgasse“ beigefügt.  
 
ÖPNV-Linien werden nicht auf Ebene eines Bauleitplanverfahrens festgesetzt. Die Er-
richtung von ÖPNV-Haltestellen ist jederzeit unabhängig vom Bebauungsplan möglich.  
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Beschluss 011: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Hinweise betreffen die Ebene des Bebauungsplanes und werden dort behandelt.  
 

 

 
 
Beschluss 012: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
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Eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung ist in Abstimmung mit der unteren Na-
turschutzbehörde für die Bauleitplanung nicht erforderlich. Es wurde jedoch sicher-
heitshalber eine artenschutzrechtliche Potenzialanalyse erstellt, die im Umweltbe-
richt zum Bebauungsplan ergänzt wurde. Diese wird auch in den Umweltbericht zur 
2. Änderung des Flächennutzungsplanes aufgenommen. Die Potenzialanalyse kommt 
zu dem Schluss, dass durch die Bauleitplanung keine artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestände nach § 44 ff. BNatSchG ausgelöst werden.  
 
Die restlichen Hinweise betreffen die Ebene des Bebauungsplanes und werden dort 
behandelt.  
 

 

 

 

 
 

Beschluss 013: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
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Die Hinweise betreffen die Ebene des Bebauungsplanes und werden dort behandelt.  
 

 
 
Beschluss 014: Der Stadtrat beschließt mit 10 gegen 1 Stimme: 
 
Bezüglich der Hinweise zu fehlenden Fachgutachten und weiteren Maßnahmen wird 
auf die vorangegangenen Beschlüsse verwiesen.  
 

7. Landratsamt Bayreuth – Baurecht  
Schreiben vom 23.01.2023 
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Beschluss 015: Der Stadtrat beschließt mit 10 gegen 1 Stimme: 
 
Zwischenzeitlich wurde ein Wohnbauflächenbedarfsnachweis erstellt, der als Anlage 
der Begründung zur 2. Änderung des Flächennutzungsplanes beigefügt wird. 
 
Die restlichen Hinweise betreffen die Ebene des Bebauungsplanes und werden dort 
behandelt.  
 

8. Landratsamt Bayreuth – Brandschutz  
Schreiben vom 23.01.2023 
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Beschluss 016: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Hinweise betreffen die Ebene des Bebauungsplanes und werden dort behandelt.  
 

9. Landratsamt Bayreuth – Naturschutz  
Schreiben vom 23.01.2023 
 

 
 

Beschluss 017: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 

Die Hinweise betreffen die Ebene des Bebauungsplanes und werden dort behandelt.  
 
Für die 2. Änderung des Flächennutzungsplanes wird ein separater Umweltbericht 
erstellt.  
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10. Landratsamt Bayreuth – Immissionsschutz  
Schreiben vom 23.01.2023 

 

 

 
 
Beschluss 018: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 

 
Zwischenzeitlich wurde eine schalltechnische Untersuchung erstellt, die zu dem Er-
gebnis kommt, dass aufgrund des Schallschutzes keine Anpassungen an der Bau-
leitplanung veranlasst sind. Das Schallgutachten ist als Anlage der Begründung zum 
Bebauungsplan „Südlich der Peuntgasse“ beigefügt.  
 

11. Landratsamt Bayreuth – Wasserrecht  
Schreiben vom 23.01.2023 
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Beschluss 019: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Gemäß der Hochwasserberechnung der Köhler Ingenieurgesellschaft GmbH & Co. 
KG, 2020 wird der Geltungsbereich des Vorhabenbereiches von Oberflächengewäs-
sern und daraus eventuell resultierenden Überschwemmungsgebieten nicht tangiert.  
 
Auf die angeführten Belange der Fachkundigen Stelle Wasserwirtsch aft wird auf Be-
bauungsplanebene hingewiesen.  
 
Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis, dass die wasserrechtliche Erlaubnis für die städti-
sche Kläranlage und die Mischwasserbehandlungsanlagen am 30.06.2035 endet.  
Die Hinweise bezüglich der wasserrechtlichen Erlaubnis für die Niederschlagswas-
serbeseitigung betreffen die Ebene der Erschließungsplanung und werden zur  
Kenntnis genommen.
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12. Landratsamt Bayreuth – Abfallrecht  

Schreiben vom 23.01.2023 
 

 
 
Beschluss 020: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Eine Regelung für Durchfahrtsbreiten wird auf Ebene des Bebauungsplans getroffen.  
 

13. Landratsamt Bayreuth – Denkmalschutz   
Schreiben vom 23.01.2023 
 

 
 
Beschluss 021: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Hinweise betreffen die Ebene des Bebauungsplanes und werden dort behandelt.  
 
Die Stellungnahme des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege wird separat 
behandelt.  
 

14. Landratsamt Bayreuth – Behindertenbeauftragter  
Schreiben vom 23.01.2023 
 

 



Sitzung des Stadtrates am 26.07.2023 Seite 38 
 
 
 
 

 
 
Beschluss 022: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Hinweise betreffen die Ebene der Erschließungsplanung bzw. des Bebauungspla-
nes und werden dort behandelt.  
 

15. Regierung von Oberfranken – SG 24  
Schreiben vom 30.01.2023 
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Beschluss 023: Der Stadtrat beschließt mit 10 gegen 1 Stimme: 
 
Die Zustimmung zur Lage des Bebauungsplans im Stadtgebiet wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
Zwischenzeitlich wurde ein Wohnbauflächenbedarfsnachweis erstellt,  der mit dem 
Sachgebiet 24 der Regierung von Oberfranken abgestimmt ist und dessen Zustim-
mung erhalten hat. Der Bedarfsnachweis wird als Anlage der Begründung zur 2. Flä-
chennutzungsplanänderung beigefügt.  
 
Darüber hinaus soll die Planung stufenweise realisiert werden, so dass Wohnbau-
grundstücke östlich des Sondergebiets erst erschlossen und vermarktet werden, 
wenn die Grundstücke in den Bereichen westlich des Sondergebiets größtenteils ver-
kauft wurden. 
 

16. Regierung von Oberfranken – SG 32  
Schreiben vom 23.01.2023 
 

 
 
Beschluss 024: Der Stadtrat beschließt mit 10 gegen 1 Stimme: 
 
Die Begründung wurde zwischenzeitlich um einen Wohnbauflächenbedarfsnachweis 
ergänzt und dieser mit dem Sachgebiet 24 der Regierung von Oberfranken (Höhere 
Landesplanungsbehörde) abgestimmt. Der Bedarfsnachweis wird der Begründung zur 2. 
Flächennutzungsplanänderung als Anlage beigefügt.  
 
Darüber hinaus soll die Planung stufenweise realisiert werden, so dass Wohnbaugrund-
stücke östlich des Sondergebiets erst erschlossen und vermarktet werden, wenn die 
Grundstücke in den Bereichen westlich des Sondergebiets größtenteils verkauft wur-
den. 
 

 
 
Beschluss 025: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Laut Aussage des Wasserwirtschaftsamtes Hof kann das Baugebiet an die öffentliche 
Wasserversorgungsanlage Goldkronach angeschlossen und über den Zusatzwasser-
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bezug vom ZV Benker Gruppe ausreichend versorgt werden. Amtlich festgesetzte 
Trinkwasserschutzgebiete sind nicht betroffen.  

 
Bezüglich Abwasserentsorgung wird das Ingenieurbüro ITWH gebeten zu prüfen, in-
wieweit die im Rahmen des Bebauungsplanes vorgesehenen Siedlungsflächen durch 
das vorliegende und von ITWH entwickelte Konzept abgedeckt sind. Falls erforder-
lich, wird das Ingenieurbüro mit der Aktualisierung der vorhandenen Berechnungen 
beauftragt. 
 
Die Bereitstellung der notwendigen Löschwassermenge wurde geprüft. Die erforder-
liche Löschwassermenge wird durch das örtliche Hydrantennetz und das unerschöpf-
liche Fließgewässer der Kronach gewährleistet.  
 
Entsprechende Aussagen zu Trinkwasser-, Abwasser- und Löschwasserversorgung 
werden in der Begründung zur 2. Flächennutzungsplanänderung ergänzt.  
 

 
 
Beschluss 026: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Zwischenzeitlich wurde eine schalltechnische Untersuchung erstellt, die zu dem Ergeb-
nis kommt, dass aufgrund des Schallschutzes keine Anpassungen an der Bauleitpla-
nung veranlasst sind. Das Schallgutachten wird als Anlage der Begründung zur 2. Flä-
chennutzungsplanänderung beigefügt und in der Begründung werden entsprechende 
Aussagen ergänzt.  
 

 

 

 
 
Beschluss 027: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Hinweise betreffen die Ebene des Bebauungsplanes und werden dort behandelt.  
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Beschluss 028: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Umweltrelevante Stellungnahmen werden den Auslegungsunterlagen zur Beteiligung 
gem. §§ 3 Abs. 2 u. 4 Abs. 2 BauGB beigefügt.  
 

 
 
Beschluss 029: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Hinweise betreffen die Ebene des Bebauungsplanes und werden dort behandelt.  
 

 
 
Beschluss 030: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im weiteren Verfahren umgesetzt.  
 

17. Bayerischer Bauernverband  
Schreiben vom 09.01.2023 
 

  
 
Beschluss 031: Der Stadtrat beschließt mit 10 gegen 1 Stimme: 

 
Die Stadt Goldkronach nimmt zu Kenntnis, dass durch die Planung landwirtschaftli-
che Flächen verloren gehen werden und verweist auf den bisherigen Flächennut-
zungsplan, der für diesen Bereich bereits vor der 2. Änderung eine der Landwirt-
schaft entgegenstehende Nutzung vorsieht.  
 



Sitzung des Stadtrates am 26.07.2023 Seite 42 
 
 
 
 

Alle betroffenen Flächen sind im Eigentum der Stadt Goldkronach. Die Verwaltung 
wird im Rahmen der laufenden Pachtverträge Kontakt mit den betroffenen Landwir-
ten aufnehmen. 
 
Auf Bebauungsplanebene sind bereits Festsetzungen zu einer flächensparenden Bau-
weise getroffen worden. Ein Verzicht auf die zukünftigen Wohnbauflächen im Umfeld 
der Stallanlage soll im Hinblick auf den vorhandenen Wohnbauflächenbedarf nicht er-
folgen. 
 

18. Staatliches Bauamt Bayreuth  
Schreiben vom 03.01.2023 
 

 
 
Beschluss 032: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Anwesend: 11    Ja-Stimmen: -    Nein-Stimmen: -    Persönlich beteiligt: 0 
 
Die einzelnen Abstimmungsergebnisse sind an die jeweiligen Stellungnahmen angefügt. 
 
 

Top 8.2.2 Bebauungsplan "Südlich der Peuntgasse" 

 
Sach- und Rechtslage: 

I) Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
nach §4 Abs. 1 BauGB; Abwägung der eingegangenen Stel-
lungnahmen. 
 
Zur Aufstellung des Baubauungsplanes „Südlich der Peuntgasse“ wurden die Träger öffentlicher Be-
lange mit Schreiben vom 02.12.2022 zur Abgabe einer Stellungnahme bis zum 09.01.2023 aufgefor-
dert. Auf Nachfrage einzelner Stellen wurde diesen eine Fristverlängerung bis 23.01.2023 gewährt. 
 

2. Folgende Fachstellen wurden zur Stellungnahme aufgefordert:  
 
32. Regierung von Oberfranken, SG 24 
33. Regierung von Oberfranken, Bergamt Nordbayern  
34. Regierung von Oberfranken, Gewerbeaufsichtsamt  
35. Regionaler Planungsverband 
36. Landratsamt Bayreuth – Bauleitplanung 
37. Landratsamt Bayreuth – Umwelt- u. Naturschutz 
38. Landratsamt Bayreuth – Gewerberecht 
39. Landratsamt Bayreuth – Abfallwirtschaft 
40. Landratsamt Bayreuth – Kreisbrandrat 
41. Landratsamt Bayreuth – Kreisheimatpfleger 
42. Wasserwirtschaftsamt Hof 
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43. Staatliches Bauamt Bayreuth 
44. Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung 
45. Bayernwerk AG Netzcenter 
46. TenneT TSO GmbH 
47. Amt für ländliche Entwicklung Oberfranken 
48. Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
49. Bayerischer Bauernverband 
50. Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege  
51. Bund Naturschutz 
52. Ferngas Netzgesellschaft mbH über PLEDOC 
53. Licht- und Kraftwerke Helmbrechts GmbH 
54. Regierung von Mittelfranken, Luftfahrtamt Nordbayern  
55. Luftsportgemeinschaft Bayreuth e. V.  
56. Stadt Bayreuth 
57. Zweckverband „Benker Gruppe“ 
58. Gemeinde Bindlach 
59. Stadt Bad Berneck 
60. VG Weidenberg 
61. Deutsche Telekom Niederlassung Bayreuth  
62. Vodafone Kabel Deutschland 

 
4. Folgende Fachstellen haben keine Stellungnahme abgegeben:  

 
11. Regierung von Oberfranken, Gewerbeaufsichtsamt  
12. Landratsamt Bayreuth – Gewerberecht 
13. Landratsamt Bayreuth – Kreisheimatpfleger 
14. Amt für ländliche Entwicklung Oberfranken 
15. Licht- und Kraftwerke Helmbrechts GmbH 
16. Luftsportgemeinschaft Bayreuth e. V.  
17. Zweckverband „Benker Gruppe“ 
18. Stadt Bad Berneck 
19. VG Weidenberg 
 

5. Folgende Fachstellen haben Einverständnis mit der Planung geäußert 
bzw. keine Anregungen, Hinweise oder Bedenken zur Planung vorge-
bracht:  
 
1. TenneT TSO GmbH v. 05.12.2022 
2. Regierung von Mittelfranken – Luftamt Nordbayern v. 05.12.2022 
3. Ferngas Netzgesellschaft mbH über PLEDOC v. 08.12.2022  
4. Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung v. 08.12.2022 
5. Gemeinde Bindlach v. 12.12.2022 
6. Stadt Bayreuth v. 19.12.2022 
7. Vodafone v. 06.01.2023 
8. RPV Oberfranken-Ost v. 17.01.2023  
9. Landratsamt Bayreuth – FB 40 Bodenschutzrecht v. 23.01.2023 
10. Landratsamt Bayreuth – FB 50 Gesundheitswesen v. 23.01.2023 
 
 

6. Folgende Fachstellen haben Bedenken, Hinweise oder Anregungen 
zur Planung vorgebracht: 
 
1. Bayernwerk Netz GmbH  v. 07.12.2022 

2. Deutsche Telekom Technik GmbH v. 14.12.2022         
3. Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege  v. 21.12.2022 
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4. Wasserwirtschaftsamt Hof v. 22.12.2022 

5. Staatliches Bauamt Bayreuth v. 03.01.2023 

6. Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten v. 09.01.2023  
7. Bund Naturschutz in Bayern e.V.  v. 05.01.2023 

8. Bayerischer Bauernverband  v. 09.01.2023             
9. Regierung von Oberfranken – Bergamt Nordbayern v.  10.01.2023 

10. Landratsamt Bayreuth - Bauleitplanung v. 23.01.2023 

11. Landratsamt Bayreuth - Kreisbrandrat v.  23.01.2023 

12. Landratsamt Bayreuth – Umwelt u. Naturschutz v.  23.01.2023 

13. Landratsamt Bayreuth – Immissionsschutz v. 23.01.2023 

14. Landratsamt Bayreuth – Wasserrecht v. 23.01.2023 

15. Landratsamt Bayreuth – Abfallwirtschaft v. 23.01.2023 

16. Landratsamt Bayreuth – Denkmalschutz  v. 23.01.2023 

17. Landratsamt Bayreuth – Behindertenbeauftragter  v. 23.01.2023 

18. Regierung von Oberfranken – SG 32 v. 30.01.2023 

19. Regierung von Oberfranken – SG 24 v. 30.01.2023 
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Beschlüsse: 
 
1. Bayernwerk Netz GmbH  
Schreiben vom 07.12.2022 
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Beschluss 001: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Für eine Trafostation wird eine ca. 24 qm große Fläche freigehalten und festgesetzt.  
Die restlichen Hinweise betreffen die Ebene der Erschließungsplanung, Anpassungen an der 
Bauleitplanung sind dadurch nicht veranlasst.  
Die Verwaltung der Stadt Goldkronach informiert Bayernwerk mindestens drei Monate vor 
Baubeginn über denselben. 
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2. Deutsche Telekom Technik GmbH  
Schreiben vom 14.12.2022 
 

 

 
 
Beschluss 002: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Hinweise betreffen die Ebene der Erschließungsplanung, Anpassungen an der Bauleit-
planung sind dadurch nicht veranlasst.  
Die Verwaltung nimmt mindestens fünf Monate vor Baubeginn Kontakt mit der Telekom auf.  
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3. Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege  
Schreiben vom 21.12.2022 
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Beschluss 003: Der Stadtrat beschließt mit 10 gegen 1 Stimme: 
 
Das Schutzgut Denkmalpflege ist bei der vorliegenden Bauleitplanung in mehrfacher Hin-
sicht berücksichtigt worden. Im Hinblick auf das Schutzgut Denkmalpflege wurde im Be-
bauungsplan die Höhenentwicklung in den Baufeldern östlich des geplanten Sondergebiets 
– also dem Nahbereich des Schlosses - auf maximal ein Vollgeschoss begrenzt. Ergänzend 
dazu wurden in diesen Baufeldern Höhenbeschränkungen hinsichtlich der maximal zulässi-
gen Wand und Firsthöhe festgesetzt. Weiterhin sind in diesen Baufeldern lediglich freiste-
hende Einzelhäuser und keine verketteten Bauformen (z. B. Doppelhäuser, Reihenhäuser) 
zulässig. Alle genannten Festsetzungen zielen darauf ab, die Sichtbeziehung zum Schloss 
und der Altstadt auch zukünftig zu ermöglichen. Die Überlegungen, die diesen Festsetzun-
gen zugrunde liegen, können der Begründung unter Pkt. 4.1 und 4.3 entnommen werden.  
 
Aus Sicht der Stadt Goldkronach steht dem Schutzgut Denkmalpflege jedoch grundsätzlich 
der Bedarf nach Bauland gegenüber. Als Nachweis für den Baulandbedarf in der geplanten 
Größenordnung wurde zwischenzeitlich ein Bedarfsnachweis erstellt, der seitens der Höhe-
ren Landesplanungsbehörde (Sachgebiet 24 der Regierung von Oberfranken) anerkannt 
wurde und der als Anlage der Begründung zum Bebauungsplan beigefügt wird.  
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Dieser vorhandene Baulandbedarf muss auf Flächen des Stadtgebiets Goldkronach gedeckt 
werden. Insofern entspricht die Aufstellung des Bebauungsplanes u.a. § 1 Abs. 6 Nr. 2 und 3 
BauGB, wo es heißt: 
 
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen:  
… 
2. die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere auch von Familien mit mehre-
ren Kindern, die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die Eigen-
tumsbildung weiterer Kreise der Bevölkerung und die Anforderungen kostensparenden 
Bauens sowie die Bevölkerungsentwicklung.  
3. die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere die Bedürf-
nisse der Familien, der jungen, alten und behinderten Menschen, unterschiedliche Auswir-
kungen auf Frauen und Männer sowie die Belange des Bildungswesens und von Sport, Frei-
zeit und Erholung. 
 
Hinsichtlich der Lage neuer Bauflächen sind die Ziele und Grundsätze des Landesentwick-
lungsprogramms Bayern (LEP) zu berücksichtigen. Insbesondere die folgenden Grundsätze 
und Ziele sind zu beachten:  
 
3.1 (G) Die Ausweisung größerer Siedlungsflächen soll überwiegend an Standorten erfolgen, 
an denen ein räumlich gebündeltes Angebot an öffentlichen und privaten D ienstleistungs- 
Versorgungs- und Infrastruktureinrichtungen in fußläufiger Erreichbarkeit vorhanden ist 
oder geschaffen wird. 
3.3 (Z) Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinhei-
ten auszuweisen.  
 
Die vorgenannten Punkte werden durch die Lage des Baugebiets erfüllt. Zum einen ist 
durch die unmittelbare räumliche Nähe zur Innenstadt und die geplanten fußläufigen 
Wegeverbindungen über die „Peuntgasse“ und die Straße „Am Schloßgarten“ die fußläufige 
Erreichbarkeit der Infrastruktureinrichtungen in der Innenstadt gegeben. Zum anderen 
grenzt das neue Baugebiet unmittelbar an die vorhandenen Bauflächen „Am Altenbaum“ 
und entlang der „Peuntgasse“ an und bildet somit einen städtebaulichen Lückenschluss. 
Dies wird auch vom Sachgebiet 24 der Regierung von Oberfranken (Höhere Landespla-
nungsbehörde) so gesehen. Auf die zugehörige Stellungnahme vom 30.01.2023 wird ver-
wiesen. 
 
Zudem befinden sich die Flächen des Baugebiets bereits in städtischem Eigentum. Andere 
Flächen, mit denen die o. g.  Grundsätze und Ziele des LEP in ähnlicher Weise erfüllt werden 
können, sind nicht verfügbar.  
 
In Abwägung aller Aspekte wird dem nachgewiesenen Baulandbedarf und der Einhaltung 
der vorgenannten Ziele und Grundsätze des LEP ein höheres Gewicht beigemessen,  als dem 
unveränderten Beibehalten der Sichtbeziehung zum Schloss.  
 
Darüber hinaus soll die Planung stufenweise realisiert werden, so dass Wohnbaugrundstü-
cke östlich des Sondergebiets erst erschlossen und vermarktet werden, wenn die Grundstü-
cke in den Bereichen westlich des Sondergebiets größtenteils verkauft wurden. Die Bauflä-
chen im Nahbereich des Schlosses werden somit erst dann realisiert, wenn nur noch einige 
wenige Restgrundstücke im Baugebiet vorhanden sind.  
 
Den im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen zur Dachausbildung liegen folgende 
Überlegungen zugrunde: 
 
Die Ausbildung von Flachdächern und flach geneigten Pultdächern soll ganz bewusst er-
möglicht werden, da diese laut C)I.7. der textlichen Festsetzungen mit einer Dachbegrü-
nung auszuführen sind und dadurch einen Beitrag zum Klimaschutz darstellen. In diesem 
Zusammenhang wird insbesondere auf §1a Abs. 5 BauGB verwiesen, wo es heißt: 
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Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel 
entgegenwirken, als auch durch solche die der Anpassung an den Klimawandel dienen, 
Rechnung getragen werden. Der Grundsatz nach Satz 1 ist in der Abwägung nach § 1 Absatz 
7 zu berücksichtigen.  
 
Des Weiteren sollen die o. g. Dachformen auch deshalb ganz bewusst zugelassen werden, 
weil mit diesen Dachformen eine wesentlich niedrigere Höhenentwicklung der Gebäude 
verbunden ist, als mit steil geneigten Dachformen. Die angestrebte niedrigere Höhenent-
wicklung zielt insbesondere auch auf die Erhaltung der Blickbeziehung zum Schloss und der 
Innenstadt ab. 
 
Insgesamt wird aus den o. g. Gründen daher an der bisherigen Planung festgehalten.  
 
4. Wasserwirtschaftsamt Hof  
Schreiben vom 22.12.2022 
 

 

 
 
Beschluss 004: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Das Landratsamt wurde im Rahmen der Behördenbeteiligung beteiligt, hier wurden keine Be-
denken vorgebracht. Zur Sicherheit wurde zwischenzeitlich eine Auskunft aus dem Altlasten-
kataster des Landratsamt Bayreuth beantragt. Hier sind ebenfalls keine Altlastenverdachtsflä-
chen kundig. 
 
Hinsichtlich dem Auftreten von organoleptisch auffälligem Material ist bereits unter Punkt 
C)III.3. Altlasten“ ein entsprechender Hinweis in den textlichen Festsetzungen enthalten. Die-
ser Hinweis wird um den Zusatz ergänzt, dass im Bedarfsfall ein Fachbüro einzu schalten ist.  
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Beschluss 005: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
In der Begründung werden entsprechende Hinweise zur bodenkundlichen Baubegleitung 
bei Baumaßnahmen, zur Verwertung von Bodenmaterial und Baggergut, zu Bodenarbeiten 
und Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben und zum Umgang mit 
überschüssigem Aushubmaterial ergänzt.  
 
Eine verbindliche Festsetzung zum Umgang mit Oberböden ist im Bebauungsplan unter 
Punkt C) I. 2. enthalten.  
 
Die restlichen Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 



Sitzung des Stadtrates am 26.07.2023 Seite 53 
 
 
 
 

 

 
 
Hinweis: 
 
Bezüglich der vorgebrachten Hinweise wurde Kontakt mit dem Ingenieurbüro für 
Tiefbautechnik, Bindlach aufgenommen. Nach Einschätzung des Büros wird davon 
ausgegangen, dass die Grenzen der Erlaubnisfreiheit zur Einleitung überschritten werden 
und damit eine wasserrechtliche Genehmigung notwendig wird. Die erforderlichen neuen 
Genehmigungen würden zusammen mit evtl. erforderlichen Änderungen betehender 
Genehmigungen im Rahmen der Erschließungsplanung erfolgen.  
 
Beschluss 006: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Hinweise betreffen die Ebene der Erschließungsplanung und werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Hinweis: 
 
Bezüglich der vorgebrachten Hinweise wurde Kontakt mit dem Ingenieurbüro für 
Tiefbautechnik, Bindlach aufgenommen. Nach Aussage des  Büros liegen für das 
Gemeindegebiet hydrodynamische Kanalnetz. - und Schmutzfrachtberechnungen vor, die 
durch das Ingenenieurbüro ITWH GmbH erstellt wurden. Soweit bekannt, ist in diesen 
Berechnungen jedoch der östliche Teilbereich des geplanten Baugebiets  nicht als Bauland 
enthalten. 
Nach einer ersten Schätzung durch das Ingenieurbüro für Tiefbautechnik wird davon 
ausgegangen, dass anfallende Schmutzwasser aus hydraulischer Sicht für die bestehenden 
Kanäle keine nennenswerte Auswirkungen haben wird. Allerdings wird empfohlen (falls 
nicht bereits geschehen), das Büro ITWH GmbH mit einer Ergänzung der vorhandenen 
Berechnungen zu beauftragen.  
 
Beschluss 007: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Das Ingenieurbüro ITWH wird gebeten zu prüfen, inwieweit die im Rahmen des Bebauungs-
planes vorgesehenen Siedlungsflächen durch das vorliegende Konzept abgedeckt sind. Falls 
erforderlich wird das Ingenieurbüro mit der Aktualisierung der vorhandenen Berechnungen 
beauftragt. 
 

 
 
Beschluss 008: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Das Baugebiet wird im Trennsystem nach den Regeln der Technik erschlossen und wird kei-
nen Beitrag zum Fremdwasseranfall leisten. Laut § 15 der Satzung für die öffentliche Ent-
wässerungseinrichtung der Stadt Goldkronach vom 16.03.2018 ist eine Einleitung von 
Grund- und Quellwasser in das Kanalnetz grundsätzlich verboten.  
 
In den textlichen Hinweisen des Bebauungsplans wird ein Hinweis auf die Einhaltung der 
Entwässerungssatzung ergänzt.  
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Beschluss 009: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Vermeidungsmaßnahmen sind im Bebauungsplan bereits unter Punkt C) I. 5. enthalten, er-
gänzend hierzu wird die Begründung um die o.g. Hinweise (Schutzmaßnahmen) ergänzt.  
 
5. Staatliches Bauamt Bayreuth  
Schreiben vom 03.01.2023 
 

 
 
Beschluss 010: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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6. Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten  
Schreiben vom 09.01.2023  
 

 
 
Beschluss 011: Der Stadtrat beschließt mit 10 gegen 1 Stimme: 
 
Die Stadt Goldkronach nimmt zur Kenntnis, dass durch die Planung landwirtschaftliche Flä-
chen verloren gehen werden und verweist auf den Flächennutzungsplan, der für diesen Be-
reich bereits vor Planaufstellung eine der Landwirtschaft entgegenstehende Nutzung vor-
sieht.  
 
Alle betroffenen Flächen sind im Eigentum der Stadt Goldkronach. Die Verwaltung wird im 
Rahmen der laufenden Pachtverträge Kontakt mit den betroffenen Landwirten aufnehmen.  
 
An die geplanten Bauflächen grenzen keine landwirtschaftlichen Flächen oder Flurwege an. 
Die Erreichbarkeit landwirtschaftlicher Flächen im Umgriff des Bebauungsplans wird durch 
die Aufstellung des Bebauungsplans nicht beeinträchtigt.  
 
Die Hinweise bezüglich der Immissionen durch die Bewirtschaftung u mliegender landwirt-
schaftlicher Flächen werden zur Kenntnis genommen.  
Der Bebauungsplan wird unter Punkt IV um entsprechende Hinweise ergänzt.  
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7. Bund Naturschutz in Bayern e.V.   
Schreiben vom 05.01.2023 
 

 
 
Beschluss 012: Der Stadtrat beschließt mit 10 gegen 1 Stimme: 
 
Der bestehende Barockgarten am Schloss Goldkronach befindet sich außerhalb des gegen-
ständlichen Geltungsbereichs und wird durch die Planung nicht beeinflusst. Das Projekt „Ale-
xander von Humboldt Museumspark“ wird unabhängig von der vorliegenden Planung nic ht 
realisiert werden.  
 
Die für den Bebauungsplan erforderlichen Ausgleichsflächen werden außerhalb des Bebau-
ungsplanes zur Verfügung gestellt. Falls zu einem späteren Zeitpunkt aufgrund von zusätzli-
chen städtebaulichen Erweiterungen erneut Ausgleichsfläch en erforderlich sein sollten, kön-
nen auch diese an anderer Stelle realisiert werden.  
 
Hinsichtlich des Wohnbauflächenbedarfs wurde zwischenzeitlich ein Bedarfsnachweis erstellt, 
mit dem seitens der Höheren Landesplanungsbehörde (Sachgebiet 24 der Regierung von 
Oberfranken) Einverständnis besteht. Dieser Bedarfsnachweis wird der Begründung zum Be-
bauungsplan als Anlage beigefügt.  
 
Darüber hinaus soll die Planung stufenweise realisiert werden, so dass Wohnbaugrundstücke 
östlich des Sondergebiets erst erschlossen und vermarktet werden, wenn die Grundstücke in 
den Bereichen westlich des Sondergebiets größtenteils verkauft wurden.  
 
Hinsichtlich des Themas „Abwasser und Entwässerung“ wird auf die Stellungnahme des Was-
serwirtschaftsamtes Hof verwiesen, das im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung an der Bau-
leitplanung beteiligt wurde und keine grundsätzlichen Bedenken vorgebracht hat. Bezüglich 
Starkregenereignissen und damit verbundenen Havariegefahren werden entsprechende Hin-
weise in den Bebauungsplan aufgenommen.  
 
Zu dem Thema „hydrogeologisches Gutachten“ wurde im Jahr 2020 im Rahmen des geplanten 
Projektes „Wohndorf 21“ ein hydrogeologisches Gutachten erstellt, dessen Untersuchungsum-
griff auch die Flächen des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes „Südlich der Peuntg asse“ 
umfasst. Im Ergebnis hat sich gezeigt, dass der Geltungsbereich des Bebauungsplanes von 
Oberflächengewässern und daraus eventuell resultierenden Überschwemmungsgebieten nicht 
tangiert wird. Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes wurde darüber hi naus ein Bo-
dengrundgutachten erstellt, das als Anhang der Begründung zum Bebauungsplan beiliegt.  
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Das Bodengrundgutachten kommt zu dem Schluss, dass die geplanten Bauflächen für eine 
Bebauung geeignet sind. Details zu geogenen Belastungen, Tragfähigkeit de s Bodens, Versi-
ckerungsfähigkeit, etc. können diesem entnommen werden.  
 
Des Weiteren wurde zwischenzeitlich eine schalltechnische Untersuchung erstellt, die zu dem 
Ergebnis kommt, dass aufgrund des Schallschutzes keine Anpassungen an der Bauleitplanung 
veranlasst sind. Das Schallgutachten wird als Anlage der Begründung zum Beb auungsplan 
beigefügt und in der Begründung zum Bebauungsplan entsprechende Aussagen ergänzt.  
 
In Bezug auf die geplante Baugebietserschließung wurden zwischenzeitlich Verkehrszählun-
gen in der Peuntgasse durchgeführt. Auf Grundlage der Verkehrszählungen kon nte nachge-
wiesen werden, dass hinsichtlich der Verkehrserschließung des Baugebiets keine Anpassungen 
an der Bauleitplanung erforderlich sind. In der Begründung zum Bebauungsplan werden ent-
sprechende Aussagen ergänzt. 
 
Eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung ist in Abstimmung mit der unteren Naturschutz-
behörde für den Bebauungsplan nicht erforderlich. Es wurde jedoch sicherheitshalber eine 
artenschutzrechtliche Potenzialanalyse erstellt , die im Umweltbericht zum Bebauungsplan 
ergänzt wurde. Die Potenzialanalyse kommt zu dem Schluss, dass durch die Bauleitplanung 
keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 ff. BNatSchG ausgelöst werden.  
 

 
 
Beschluss 013: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die zugrundeliegende Fassung des Leitfadens „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft 
[…]“ wird in der Begründung ergänzt.  
 
Laut Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde am LRA Bayreuth vom 23.01.2023 wurde 
die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet. Der Ausgleichsbedarf steht fest. Zwis chenzeitlich 
wurden auch die zum Ausgleich benötigten Flächen und Maßnahmen konkretisiert und im 
Umweltbericht zum Bebauungsplan ergänzt.  
 

 
 
Beschluss 014: Der Stadtrat beschließt mit 10 gegen 1 Stimme:  
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Im Rahmen des Bodengrundgutachtens des Ingenieurbüros Dr. G. Pedall vom 13.02.2022 
wurde der Boden an acht Stellen im Geltungsbereich aufgeschlossen und der Aushub un-
tersucht. Auf Grundlage des angetroffenen Schichtenbaus sei die Errichtung von Wohnge-
bäuden vermutlich mit mäßigem Aufwand möglich. Nicht tragfähiger Untergrund wurde 
nur stellenweise vorgefunden, die Grundwassersituation sei beherrschbar. Die Lage des 
Baugebiets ist weder widersinnig noch fahrlässig.  
 
Für die Sondergebietsfläche des geplanten Pflegeheims liegen bereits zwei konkrete Investo-
renanfragen vor. Die Stadt Goldkronach hat mit einem dieser Investoren bereits eine Ab-
sichtserklärung bzgl. Grunderwerb und baulicher Umsetzung unterschrieben. Der Investor hat 
vor Unterzeichnung der Erklärung eine Standortanalyse durchführt, die zu  dem Schluss 
kommt, dass in Goldkronach ein ausreichender Bedarf für stationäre und ambulante Pflege 
gegeben ist. Aus Sicht der Stadt ist der Bedarf damit hinreichend nachgewiesen.  
 
Die vorhandenen Wiesenflächen auf Flur-Nr. 447/7 sollen durch die Bauleitp lanung zu einer 
innerstädtischen Parkfläche aufgewertet werden. Die gewachsenen Gehölze und Biotopstruk-
turen werden erhalten und durch ergänzende Pflanzmaßnahmen gestärkt und aufgewertet. 
Die geplanten Fußwege werden in die Parkfläche integriert. Sie stell en eine wichtige inner-
städtische Fußwegeverbindung vom Goldbergbaumuseum zur Schule sowie zum Schlosspark 
dar. 
 
An der bisherigen Planung wird daher festgehalten.  
 

 

 
 
Beschluss 015: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 



Sitzung des Stadtrates am 26.07.2023 Seite 60 
 
 
 
 

Für die Wohnbauflächen des Bebauungsplanes gelten die Maßgaben des DWA-
Arbeitsblattes A102-2. Gemäß Tabelle 3 können gering belastetes Niederschlagswasser der 
Kategorie I (Dachflächen, Hofflächen und Straßenflächen innerhalb von reinen Siedlungs-
gebieten schadlos in Oberflächengewässer eingeleitet werden können. Für die Versicke-
rung gelten die Vorgaben des Arbeitsblattes DWA-A138, die NWFreiV und TRENGW. Laut 
den beiden letzteren ist davon auszugehen, dass Wasser, das auf den Privatgrundstücken 
in Zisternen gesammelt und als Gartenwasser gebraucht wird. Ebenfalls keiner besonderen, 
qualitativen Behandlungsmaßnahmen bedarf.  
 
Es werden daher keine Festsetzungen zur Reinigung des Oberflächenwassers für den Be-
reich der geplanten Wohngebiete aufgenommen.  
 
Die Errichtung intelligenter Lade/Speicher-Technologien erfolgt Grundstücksbezogen und 
obliegt den jeweiligen Bauherrinnen und Bauherren. Die Stadt Goldkronach errichtet ledig-
lich die öffentlichen Erschließungsanlagen. Der Bau von Ladeinfrastruktureinrichtungen ist 
unabhängig von den Festsetzungen des Bebauungsplanes zu einem späteren Zeitpunkt je-
derzeit möglich. An der bisherigen Planung wird festgehalten.  
 

 
 
Beschluss 016: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Bezüglich Schallemissionen wurde zwischenzeitlich eine schallte chnische Untersuchung er-
stellt, die zu dem Ergebnis kommt, dass aufgrund des Schallschutzes keine Anpassungen an 
der Bauleitplanung veranlasst sind. Das Schallgutachten wird als Anlage der Begründung zum 
Bebauungsplan beigefügt und in der Begründung zum Bebauungsplan entsprechende Aussa-
gen ergänzt. 
 
ÖPNV-Linien werden nicht auf Ebene eines Bauleitplanverfahrens festgesetzt. Die Errichtung 
von ÖPNV-Haltestellen ist jederzeit unabhängig vom Bebauungsplan möglich.  
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Beschluss 017: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Im Bebauungsplan ist unter Punkt C)I.4 bereits eine Festsetzung bzgl. der maximal zulässi-
gen Farbtemperatur der Straßenbeleuchtung enthalten. Diese Festsetzung wird folgender-
maßen ergänzt: 
 
Die Leuchten sind mit geschlossenem Leuchtkörper auszuführen, der Lichtkegel ist auf die 
zu beleuchtende Fläche zu begrenzen und das Leuchtmittel darf die Farbtemperatur von 
3000 K nicht überschreiten.  
 
Bei Ausführung gemäß Festsetzung ist gelbliches bis warmweißes Licht mit sehr geringem 
Ultraviolett- und Blauanteilen im Farbspektrum zu rechnen.  
 

 

 
 
Beschluss 018: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung ist in Abstimmung mit der unteren Naturschutz-
behörde für den Bebauungsplan nicht erforderlich. Es wurde jedoch sicherheitshalber eine 
artenschutzrechtliche Potenzialanalyse erstellt , die im Umweltbericht zum Bebauungsplan 
ergänzt wurde. Die Potenzialanalyse kommt zu dem Schluss, dass durch die Bauleitplanung 
keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 ff. BNatSchG ausgelöst werden.  
 



Sitzung des Stadtrates am 26.07.2023 Seite 62 
 
 
 
 

Ein Bepflanzungskonzept ist nicht Aufgabe einer Bauleitplanung. Falls erforderlich kann ein 
derartiges Konzept jederzeit zu einem späteren Zeitpunkt erstellt und für die öffentlichen 
Flächen umgesetzt werden. 
 
Anpassungen an der Bauleitplanung sind nicht erforderlich.  
 

 
 
Beschluss 019: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Ausgleichsflächen sind mit der unteren Naturschutzbehörde abgestimmt. Die Begrü-
nung des Bebauungsplans erfolgt nach städtebaulichen und ökologischen Gesichtspunkten. 
An der bisherigen Planung wird festgehalten.  
 

 
 
Beschluss 020: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 

 
 
Beschluss 021: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Über die gesetzlichen Regelungen zur Errichtung und zum Betrieb der Heizungsanlagen hin-
aus sollen keine weiteren Festsetzungen bzgl. Art der Heizung getroffen werden.  
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Die Stadt Goldkronach ist nicht Vorhabenträger der Hochbauten, sondern  stellt lediglich die 
Erschließungsanlage her. Die Entscheidung über die Art der Energieversorgung der Gebäude 
und der Bauweise sowie der zu verwendenden Materialien ist daher jedem einzelnen Bauher-
ren individuell überlassen und soll entsprechend des persö nlichen Bedarfs und der wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen einzeln erfolgen können. Von weiteren beschränkenden Festset-
zungen im Bebauungsplan wird daher abgesehen.  
 
Eine energieeffiziente Bauausführung wird nicht im Rahmen der Bauleitplanung vorgeschrie-
ben, sondern ist ohnehin zu verfolgen (vgl. RICHTLINIE 2010/31/EU).  
 
Eine Festsetzung der jeweiligen Firstrichtung ist im Bebauungsplan ganz bewusst nicht vorge-
sehen, um den Bauherren eine größtmögliche Gestaltungsfreiheit hinsichtlich Lage und Aus-
richtung ihrer Gebäude und damit verbunden eine bestmögliche Sonnenenergie -Nutzung zu 
ermöglichen. 
 
Die Hinweise bzgl. Elektro-Infrastruktur betreffen die Ebene der Erschließungsplanung und 
werden zur Kenntnis genommen.  
 

 

 
 
Beschluss 022: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Stadt Goldkronach ist nicht Vorhabenträger der Hochbauten, sondern stellt lediglich 
die Erschließungsanlage her. Die Entscheidung über die Einsetzung einer ökologischen 
Baubegleitung ist daher jedem einzelnen Bauherren individuell überlassen und soll ent-
sprechend des persönlichen Bedarfs und der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen einzeln 
erfolgen können. Von weiteren beschränkenden Festsetzungen im Bebauungsplan wird da-
her abgesehen. 
 
Bezüglich der Hinweise zu fehlenden Fachgutachten und weiteren Maßnahmen wird auf die 
vorangegangenen Beschlüsse verwiesen.  
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8. Bayerischer Bauernverband  
Schreiben vom 09.01.2023 
 

  
 
Beschluss 023: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Stadt Goldkronach nimmt zu Kenntnis, dass durch die Planung landwirtschaftliche Flä-
chen verloren gehen werden und verweist auf den Flächennutzungsplan, der für diesen Be-
reich bereits vor Planaufstellung eine der Landwirtschaft entgegenstehende Nutzung vor-
sieht.  
 
Alle betroffenen Flächen sind im Eigentum der Stadt Goldkronach. Die Verwaltung wird im 
Rahmen der laufenden Pachtverträge Kontakt mit den betroffenen Landwirten aufnehmen.  
 
Die Planung sieht bereits eine flächensparende Bauweise dahingehend vo r, dass zusätzlich zu 
Einzel- und Doppelhäusern auch Reihenhäuser und Flächen für Geschosswohnungsbau vorge-
sehen sind. Zudem wurden die Parzellengrößen auf ein sinnvolles Maß reduziert.  
Die Hinweise zum Bestandsschutz der Stallanlage werden zur Kenntnis ge nommen und ent-
sprechende Hinweise unter Punkt IV des Bebauungsplanes ergänzt. Ein Verzicht auf die zu-
künftigen Wohnbauflächen im Umfeld der Stallanlage soll im Hinblick auf den vorhandenen 
Wohnbauflächenbedarf jedoch nicht erfolgen.  
 
9. Regierung von Oberfranken – Bergamt Nordbayern  
Schreiben vom 10.01.2023 
 

 
 
Beschluss 024: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Der Bebauungsplan wird um einen Hinweis zum Umgang mit Altbergbau ergänzt.  
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10. Landratsamt Bayreuth – Baurecht  
Schreiben vom 23.01.2023 
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Beschluss 025: Der Stadtrat beschließt mit 10 gegen 1 Stimme: 
 
zu 1.)Zwischenzeitlich wurde ein Wohnbauflächenbedarfsnachweis erstellt, der als Anlage der 
Begründung zu diesem Bebauungsplan beigefügt wird.  
 
zu 2.) Der Titel des Bebauungsplans wird zu „Bebauungsplan südlich der Peuntgasse“ geän-
dert. 
 
zu 3.) Alle Baugebiete mit unterschiedlichem Maß der Nutzung sind durch Verkehrs - und 
Grünflächen voneinander abgegrenzt. Die jeweils geltenden Festsetzungen sind über die  Nut-
zungsschablone auf der Planzeichnung jedem Baugebiet eindeutig zugeordnet. Die Wohnbau-
flächen sind von den Sonderbauflächen über die unterschiedliche Farbgebung unterschieden. 
Die für die einzelnen Baugebiete geltenden Festsetzungen sind damit ausreich end bestimmt. 
Somit wird keine Perlschnurkette (Planzeichen Nr. 15.14 PlanZV) zur Abgrenzung unterschied-
licher Maße der baulichen Nutzung benötigt. Zur Klarstellung werden jedoch die einzelnen 
Baugebiete durchnummeriert.  
 
zu 4.) Durch den vorgeschriebenen Stauraum von mindestens 6,0 m zwischen Garagen und 
öffentlichen Verkehrsflächen sollen Stellplatzflächen für Besucher des jeweiligen Grundstücks 
geschaffen werden. Die Besucherstellplätze für das Pflegeheim werden auf dem dazugehöri-
gen Grundstück errichtet. Diese müssen spätestens im Baugenehmigungsverfahren in ausrei-
chender Anzahl nachgewiesen werden.  
Zudem sollen die Wohnhöfe multifunktional nutzbar sein, so dass diese bei Bedarf auch für 
Parkierung zur Verfügung stehen. Auf die Festsetzung weiterer öff entlicher Stellplätze soll – 
auch im Hinblick auf einen schonenden Umgang mit Grund- und Boden verzichtet werden.  
 
zu 5.) Der mittlere Quartiersplatz kann durch Rettungsfahrzeuge befahren werden. Die Be-
fahrbarkeit für dreiachsige Müllfahrzeuge ist ledigli ch aufgrund fehlender Wendemöglichkeit 
nicht vorgesehen. Um nicht zusätzliche Flächen zu versiegeln wird auf die Vergrößerung des 
Quartiersplatzes verzichtet und an der bisherigen Planung festgehalten.  
 
zu 6.)Ein Hinweis hinsichtlich der nach der BayBO einzuhaltenden Abstandsflächen wird er-
gänzt. 
 
zu 7.) Ein Schemaschnitt für die mit der Restriktion „eingeschossig“ belegten Grundstücke 
wird ergänzt. 
 
zu 8.) Die Information bzgl. öffentlicher oder privater Verkehrsflächen ist auf Ebene des Be-
bauungsplanes nicht erforderlich. Bei den geplanten Verkehrsflächen handelt es sich aus-
schließlich um öffentliche Verkehrsflächen. Zur Klarstellung wird in der Legende zur Plan-
zeichnung der Zusatz „öffentliche Verkehrsfläche“ ergänzt.  
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zu 9.) Die Bauweise wurde in Bezug auf Lage und Zuschnitt des jeweiligen Baufeldes geson-
dert festgesetzt. Dementsprechend sollen je nach Baufeld entweder nur Einzelhäuser oder 
Einzel- und Doppelhäuser oder eine offene Bauweise (bei verketteten Bauformen und Ge-
schosswohnungsbauten) zulässig sein. Die Festsetzung erfolgt entsprechend der städtebauli-
chen Zielsetzung. An den bisherigen Festsetzungen wird festgehalten.  
 
zu 10.)Die zulässigen Dachneigungen sind unter Punkt B)II. der Festsetzungen enthalten. Auf 
eine Auflistung in den Nutzungsschablonen wird aus Übersichtlichkeitsgründen verzichtet.  
 
Zu 11.)Um Überregulierungen im Bebauungsplan und damit verbundene spätere Befreiungs-
anträge zu vermeiden, werden über die bestehenden Festsetzungen zu Dachbegrünung und 
Metalleindeckungen hinaus keine weiteren Festsetzungen zu Dachdeckungsmaterialien und 
Farben getroffen. 
 
11. Landratsamt Bayreuth – Brandschutz  
Schreiben vom 23.01.2023 
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Beschluss 026: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die öffentlichen Verkehrsflächen wurden nach Maßgabe der „Richtlinie für die Anlage von 
Stadtstraßen – RASt 06“ angelegt und entsprechen somit den Anforderungen hinsichtlich 
Fahrbahnbreite und Krümmungsradien.  
 
Das nächstgelegene Hubrettungsfahrzeug wird durch die benachbarte Feuerwehr Weiden-
berg vorgehalten. Dieses kann das Baugebiet innerhalb der gesetzlichen Hilfsfrist erreichen.  
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Die notwendige Löschwassermenge wird durch das örtliche Hydrantennetz und das uner-
schöpfliche Fließgewässer der Kronach gewährleistet.  
 
12. Landratsamt Bayreuth – Naturschutz  
Schreiben vom 23.01.2023 
 

 
 
Beschluss 027: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Planung der Ausgleichsflächen und Ausgleichsmaßnahmen wurde zwischenzeitlich 
durch das bereits beauftragte Landschaftsarchitekturbüro in Abstimmun g mit der Verwal-
tung und der unteren Naturschutzbehörde vervollständigt und der Umweltbericht entspre-
chend ergänzt. 
 
13. Landratsamt Bayreuth – Immissionsschutz  
Schreiben vom 23.01.2023 
 

 

 
 
Beschluss 028: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
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Die bestehenden Emissionsorte um die Planung werden zur Kenntnis genommen.  
 
Des Weiteren wurde zwischenzeitlich eine schalltechnische Untersuchung erstellt, die zu dem 
Ergebnis kommt, dass aufgrund des Schallschutzes keine Anpassungen an der Bauleitplanun g 
veranlasst sind. Das Schallgutachten wird als Anlage der Begründung zum Bebauungsplan 
beigefügt und in der Begründung zum Bebauungsplan entsprechende Aussagen ergänzt.  
 
14. Landratsamt Bayreuth – Wasserrecht  
Schreiben vom 23.01.2023 
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Beschluss 029: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Gemäß der Hochwasserberechnung der Köhler Ingenieurgesellschaft GmbH & Co. KG, 2020 
wird der Geltungsbereich des Vorhabenbereiches von Oberflächengewässern und daraus 
eventuell resultierenden Überschwemmungsgebieten nicht tangiert. Das Gutachten wird als 
Anlage dem Bebauungsplan beigefügt.  
 
Die Hinweise zu Bauwasserhaltung, wassergefährdenden Stoffen und wasserrechtlichen 
Erlaubnisverfahren werden im Bebauungsplan ergänzt.  
 
Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis, dass die wasserrechtliche Erlaubnis für die städtische 
Kläranlage und die Mischwasserbehandlungsanlagen am 30.06.2035 endet.  
 
Die Hinweise bezüglich der wasserrechtlichen Erlaubnis für die Niederschlagswasserbeseiti-
gung betreffen die Ebene der Erschließungsplanung und werden zur Kenntnis genommen.  
 
15. Landratsamt Bayreuth – Abfallrecht  
Schreiben vom 23.01.2023 
 

 
 
Beschluss 030: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Eine Durchfahrtsbreite von 3,60 m für Müllfahrzeuge ist auf allen öffentlichen Verkehrsflä-
chen gegeben.  
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16. Landratsamt Bayreuth – Denkmalschutz  
Schreiben vom 23.01.2023 
 

 
 
Beschluss 031: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Dachformen Pult- und Flachdach sollen bewusst zugelassen werden, weil dadurch zum 
einen die Höhenentwicklung der Gebäude beschränkt wird, wodurch die Blickbeziehung 
zum Schloss und der Altstadt geschützt wird. Und zum anderen, weil dadurch ein Beitrag 
zum Klimaschutz geleistet wird, da diese Dachformen zu begrünen sind. (siehe hierzu auch 
Beschlussvorschlag zur Stellungnahme des BLfD)  
 
An der bisherigen Planung wird festgehalten.  
 
17. Landratsamt Bayreuth – Behindertenbeauftragter  
Schreiben vom 23.01.2023 
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Beschluss 032: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Hinweise betreffen die Ebene der Erschließungsplanung und werden zur Kenntnis ge-
nommen. Diesbezügliche Regelungen sind im Bauleitplanverfahren nicht erforderlich und 
sollen nicht erfolgen. 
 
In der Begründung wird jedoch ein Hinweis auf eine inklusive Bauausführung aufgenom-
men. 
 
18. Regierung von Oberfranken – SG 32  
Schreiben vom 23.01.2023 
 

 
 
Beschluss 033: Der Stadtrat beschließt mit 10 gegen 1 Stimme: 
 
Die Begründung wurde zwischenzeitlich um einen Wohnbauflächenbedarfsnachweis ergänzt 
und dieser mit dem Sachgebiet 24 der Regierung von Oberfranken (Höhere Landesplanungs-
behörde) abgestimmt. Der Bedarfsnachweis wird der Begründung zu diesem Bebauungsplan 
als Anlage beigefügt. 
 
Darüber hinaus soll die Planung stufenweise realisiert werden, so dass Wohnbaugrundstücke 
östlich des Sondergebiets erst erschlossen und vermarktet werden, wenn die Grundstücke in 
den Bereichen westlich des Sondergebiets größtenteils verkauft wurden . 
 

 
 
Beschluss 034: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Laut Aussage des Wasserwirtschaftsamtes Hof kann das Baugebiet an die öffentliche Was-
serversorgungsanlage Goldkronach angeschlossen und über den Zusatzwasserbezug vom 
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ZV Benker Gruppe ausreichend versorgt werden. Amtlich festgesetzte Trinkwasserschutzge-
biete sind nicht betroffen.  
 
Bezüglich Abwasserentsorgung wird das Ingenieurbüro ITWH gebeten zu prüfen, inwieweit 
die im Rahmen des Bebauungsplanes vorgesehenen Siedlungsflächen durch da s vorliegen-
de und von ITWH entwickelte Konzept abgedeckt sind. Falls erforderlich, wird das Ingeni-
eurbüro mit der Aktualisierung der vorhandenen Berechnungen beauftragt.  
 
Die Bereitstellung der notwendigen Löschwassermenge wurde geprüft. Die erforderliche 
Löschwassermenge wird durch das örtliche Hydrantennetz und das unerschöpfliche Fließ-
gewässer der Kronach gewährleistet.  
 
Entsprechende Aussagen zu Trinkwasser-, Abwasser- und Löschwasserversorgung werden in 
der Begründung zum Bebauungsplan ergänzt.  
 

 
 
Beschluss 035: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Zwischenzeitlich wurde eine schalltechnische Untersuchung erstellt, die zu dem Ergebnis 
kommt, dass aufgrund des Schallschutzes keine Anpassungen an der Bauleitplanung veran-
lasst sind. Das Schallgutachten wird als Anlage der Begründung zum Bebauungsplan beige-
fügt und in der Begründung zum Bebauungsplan entsprechende Aussagen ergänzt.  
 

 
 
Beschluss 036: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die notwendigen Ausgleichsflächen wurden zwischenzeitlich konkretisiert und im Umwelt-
bericht ergänzt. Die Ausgleichsflächen und -Maßnahmen werden auf dem Bebauungsplan 
textlich sowie zeichnerisch ergänzt.  
 

 
 
Beschluss 037: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Der Kreisbrandrat des Lkr. Bayreuth wurde am Verfahren beteiligt. Die Planung entspricht 
feuerwehrtechnischen Anforderungen. Anpassungen an der Bauleitplanung sind nicht er-
forderlich. 
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Beschluss 038: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Zur Vermeidung einer zusätzlichen Flächenver-
siegelung wird von der Vergrößerung des Mittleren Quartiersplatzes abgesehen und an der 
bisherigen Planung festgehalten.  
 

 
 
Beschluss 039: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Umweltrelevante Stellungnahmen werden den Auslegungsunterlagen zur Beteiligung gem. 
§§ 3 Abs. 2 u. 4 Abs. 2 BauGB beigefügt.  
 

 
 
Beschluss 040: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Höhenbegrenzung der Einfriedungen gilt gem. B) II. 2. nur für Einfriedun gen, die paral-
lel zu öffentlichen Verkehrsflächen stehen. Weitere Restriktionen dienen dem Naturschutz.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, an der Planung wird aber weiterhin festgehalten.  
 

 
 
Beschluss 041: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im weiteren Verfahren umgesetzt.  
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19. Regierung von Oberfranken – SG 24  
Schreiben vom 30.01.2023 
 

 

 
 
Beschluss 042: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Die Zustimmung zur Lage des Bebauungsplans im Stadtgebiet wird zur Kenntnis genommen . 
 
Die Begründung wurde zwischenzeitlich um einen Wohnbauflächenbedarfsnachweis ergänzt, 
der mit dem Sachgebiet 24 der Regierung von Oberfranken abgestimmt ist und dessen Zu-
stimmung erhalten hat. Der Bedarfsnachweis wird als Anlage der Begründung zu diesem Be-
bauungsplan beigefügt.  
 
Darüber hinaus soll die Planung stufenweise realisiert werden, so dass Wohnbaugrundstücke 
östlich des Sondergebiets erst erschlossen und vermarktet werden, wenn die Grundstü cke in 
den Bereichen westlich des Sondergebiets größtenteils verkauft wurden.  
 

II) Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB, Ab-
wägung der eingegangenen Stellungnahmen 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte zeitgleich zur Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange. Während dieser Zeit lagen die Bauleitplanunterlagen für jedermann während der 
Dienststunden einsehbar im Rathaus der Stadt Goldkronach aus.  
 
Bis zum Ablauf der Frist ging eine Stellungnahme ein.  
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1. Einwendung 1  
Schreiben vom 12.01.2023 
 

 

 
 
Beschluss 043: Der Stadtrat beschließt mit 11 gegen 0 Stimmen: 
 
Zu 1.: Im Bebauungsplan werden Grundstücksgrenzen nicht festgesetzt. Vorhandene 
Grundstücksgrenzen wurden lediglich informativ übernommen. Mögliche zukünftige Grund-
stücksaufteilungen wurden nicht festgesetzt, sondern nur als Vorschlag („ohne Normcha-
rakter“) dargestellt.  
 
Bei den betreffenden Grundstücken handelt es sich um ungewöhnlich tiefe Baugrundstücke 
(mehr als 50 m). Aus städtebaulichen Gründen und im Inte resse eines schonenden Umgangs 
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mit Grund und Boden sieht der Bebauungsplan daher vor, eine Möglichkeit zur Teilung der 
betreffenden Grundstücke zu schaffen. Dazu wird zusätzlich zur bestehenden Erschlie-
ßungsstraße „Am Altenbaum“ eine weitere Erschließungss traße im Norden vorgesehen, 
wodurch die nördlichen Grundstücksteile separat erschlossen werden können und im Sinne 
einer Nachverdichtung unabhängig bebaut werden können. Dadurch erfahren die privaten 
Grundstücke grundsätzlich eine Wertsteigerung, da die abgetrennten Teilflächen separat 
als Bauland vermarktet werden können.  
 
Mit der Teilung im vorgesehenen Verhältnis besteht seitens der Stadt Goldkronach Einver-
ständnis. 
 
Zu 2.: Die Erschließungsbreite für die Parzelle Nr. 15 beträgt laut Planzeichnung 3,50 m. 
Die Breite der Zufahrt wurde bewusst möglichst schmal gehalten, um die Verkehrsfläche 
der neu geplanten Erschließungsstraße so gering wie möglich ausführen zu können.  
 
Eine Vergrößerung der angrenzenden Parzelle Nr. 14 und dem damit verbundenen Wegfall 
der Zufahrt würde dazu führen, dass die Parzelle Nr. 15 nicht mehr über öffentliche Ver-
kehrswege erschlossen ist. Eine Bebauung wäre daher nur eingeschränkt (z. B. bei privat-
rechtlicher Erschließung über die Parzelle Nr. 18) möglich. Dies ist aus städtebau lichen 
Gründen nicht gewünscht.  
 
Aus den o. g. Gründen wird an der bisherigen Planung festgehalten.  
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Anwesend: 11    Ja-Stimmen: -    Nein-Stimmen: -    Persönlich beteiligt: 0 
 
Die einzelnen Abstimmungsergebnisse sind an die jeweiligen Stellungnahmen angefügt. 
 
 
 

Top 9 Erlass einer Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen nach § 135 
c BauGB 

 
Sach- und Rechtslage: 
a) Wie bereits in der Sitzung vom 28.05.2023 beschlossen, wurde nun auf Veranlassung der 
Staatlichen Rechnungsprüfungsstelle eine Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbeträ-
gen nach §§ 135 a bis 135 c BauGB erarbeitet. 
Es wurde fast ausschließlich der Text der Mustersatzung des Gemeindetages sowie ergänzend 
die Satzung der Stadt Passau zu Grunde gelegt. 
 
b) Die Satzung soll dazu dienen, dass für die Durchführung von Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen Kostenerstattungsbeträge erhoben werden können.  
Die Durchführungskosten umfassen Kosten für den Erwerb und die Freilegung der Flächen für 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, die Maßnahmen selber einschließlich Planung, Fertigstel-
lung und Entwicklungspflege sowie auch den Wert der von der Stadt aus ihrem Vermögen be-
reitgestellten Flächen zum Zeitpunkt der Bereitstellung. 
Welche Maßnahmen erstattungsfähig sind, ergibt sich aus der Anlage, die dem Satzungsent-
wurf beigefügt ist.  
 
Die Maßnahmen wurden bewusst relativ weit gefasst, um Nachbesserungen möglichst zu ver-
meiden.  
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Beschluss: 
Die dem Beschlussbuch beiliegende Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen 
nach §§ 135 a bis 135 c BauGB einschließlich der Anlage zu § 2 Abs. 3 der Satzung wird gebil-
ligt und erlassen. Diese soll zum 01. August 2023 in Kraft treten. 
 
Die dem Beschlussbuch beigefügte Kopie der Satzung einschließlich der Anlagen ist Bestand-
teil des Beschlusses. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Anwesend: 11    Ja-Stimmen: 11    Nein-Stimmen: 0    Persönlich beteiligt: 0 

      

 

Top 10 Neuerlass einer Verordnung über das Anbringen von Anschlägen und die Dar-
stellung durch Bildwerfer in der Öffentlichkeit 

 
Sach- und Rechtslage: 
a) Die bisherige Verordnung über öffentliche Anschläge vom 02. Juni 2005 war anhand der 
Rechtsprechung zu überarbeiten und gegliedert aufzubauen.  
So wurde zusätzlich die Darstellung durch Bildwerfer aufgenommen.  
Der Passus über Wahlen, Abstimmungen und politische Veranstaltungen wurde umfassender 
geregelt, wie die Ausnahmen von dieser Verordnung. 
Zusätzlich wurden in § 3 besonders geschützte Bereiche im Umgriff der Alexander-von-
Humboldt-Grundschule sowie den beiden Kindertageseinrichtungen festgelegt. In diesen 
Schutzbereichen (Entfernung bis zu 100 m) ist das Anbringen von Anschlägen und die Darstel-
lung durch Bildwerfer grundsätzlich untersagt.  
Der Umgriff dieser Schutzzone ergibt sich aus den beiliegenden Lageplänen. 
Die Schutzzone soll dazu dienen, eine Ablenkung aller Verkehrsteilnehmer (Fußgänger, Rad-
fahrer, Pkw-Fahrer usw.) in diesen sensiblen Bereichen zu verhindern.  
 
b) Diese neue Verordnung soll zum 01.11.2023 in Kraft treten, also erst nach den Landtags- 
und Bezirkstagswahlen. Gleichzeitig verliert die bisherige Verordnung, deren Gültigkeit zum 
01.06.2025 sowieso abgelaufen wäre, ihre Gültigkeit. 
 
Beschluss: 
Die dem Beschlussbuch beiliegende Verordnung über das Anbringen von Anschlägen und die 
Darstellung durch Bildwerfer in der Öffentlichkeit (Plakatierungsverordnung) wird gebilligt und 
erlassen. Diese tritt zum 01. November 2023 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung über Öffentliche Anschläge vom 02.06.2005 außer Kraft. 
Beiliegende Kopie der Verordnung ist Bestandteil des Beschlusses. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Anwesend: 11    Ja-Stimmen: 11    Nein-Stimmen: 0    Persönlich beteiligt: 0 

      

 

Top 11 Landtags-/Bezirkstagswahl 2023 - neue Festlegung der Urnenwahlbezirke 

 
Sach- und Rechtslage: 
a) Wie im Beschluss der öffentlichen Stadtratssitzung vom 15.02.2023 bei Top 4 dargestellt, 
nimmt die Zahl der Urnenwähler in den Urnenwahlbezirken Brandholz und Dressendorf kontinu-
ierlich ab. Eine Auflösung der Urnenwahlbezirke Brandholz und Dressendorf mit Umgliederung 
auf entsprechende andere Urnenwahlbezirke wurde abgelehnt. 
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b) Das Landratsamt teilt uns nun mit Schreiben vom 13.07.2023 mit, dass die voraussichtliche 
Zahl der Wähler in den Stimmbezirken Dressendorf und Brandholz mit 80 bzw. 60 veranschlagt 
wurde. Die Stimmbezirke sollen dabei nach den örtlichen Verhältnissen so abgegrenzt werden, 
dass einem Stimmberechtigen die Teilnahme an der Abstimmung möglichst erleichtert wird. 
Allerdings darf die Zahl der Stimmberechtigen eines Stimmbezirkes nicht zu gering sein, damit 
nicht erkennbar wird, wie einzelne Stimmberechtigte abgestimmt haben. Ein Stimmkreis ist da-
her so abzugrenzen, dass mit mehr als 50 Stimmabgaben bei der Urnenwahl gerechnet werden 
kann.  
Bei den genannten Stimmbezirken besteht aufgrund der steigenden Zahl der Briefwähler die 
Möglichkeit, dass die Zahl der Urnenwähler unter diese Grenze fallen könnte. 
Weiter wird ausgeführt, sofern tatsächlich weniger als 50 Urnenwähler abgestimmt haben, dass 
die Auszählung abgebrochen und die Stimmzettel einem anderen Stimmbezirk zugerechnet 
werden müssten. Dies würde einen erheblichen Verwaltungsaufwand am Wahlsonntag mit sich 
bringen (Erstellung einer entsprechenden Anordnung durch die Stimmkreisleitung von der Stadt 
Bayreuth sowie Umstellung der Erfassung der Wahlergebnisse in den Wahlprogrammen der 
Stadt, Stimmkreisleitung und Landeswahlleitung). 
Um diesen erhöhten Aufwand am Wahltag zu vermeiden, wird der Stadt Goldkronach dringend 
empfohlen, die betreffenden Stimmbezirke aufzulösen und mit anderen Stimmbezirken zusam-
menzulegen. 
Abschließend wird noch ergänzt, dass die Zusammenlegung von Stimmbezirken die Organisa-
tion der Wahl erleichtert und sich kostensparend auswirkt. 
 
c) Es sollte die Entscheidung vom 15.02.2023 nochmals überdacht werden.  
Der Vorsitzende weist darauf hin, dass es drei Möglichkeiten gibt,  
entweder  

- den bisherigen Beschluss beizubehalten, 
- den Beschluss komplett zu ändern und die Urnen-Stimmbezirke Dressendorf und 

Brandholz aufzulösen oder 
- nur den Stimmbezirk Brandholz aufzulösen und entsprechend umzugliedern. 

 
Die Mehrheit spricht sich dafür aus, die bisherige Regelung, zumindest für die Landtags- und 
Bezirkstagswahl am 08.10.2023 zu belassen.  
 
d) SR Popp schlägt vor, im Mitteilungsblatt an die Bürgerinnen und Bürger zu appellieren, doch 
die Sicherstellung der Urnen-Stimmbezirke Brandholz und Dressendorf zu sichern, indem sie 
auch dort ihre Stimme abgeben.  
 
Beschluss: 
Für die anstehende Landtags- und Bezirkstagswahl werden die bisherigen fünf Urnen-
Stimmbezirke beibehalten. 
Aufgrund der Wählerentwicklung, vor allem in den Urnen-Stimmbezirken Dressendorf und 
Brandholz, ist der Stadtrat zu informieren, um ggf. eine Auflösung oder/und Umgliederung der 
Stimmbezirke für die darauffolgende Wahl zu veranlassen.  
Insoweit behält der Beschluss vom 15.02.2023 für die Landtags- und Bezirkstagswahl seine 
Gültigkeit. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Anwesend: 11    Ja-Stimmen: 11    Nein-Stimmen: 0    Persönlich beteiligt: 0 

      

 

Top 12 Integriertes ländliches Entwicklungskonzept (ILEK) 
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Sach- und Rechtslage: 
Der bisher bewilligte Förderzeitraum der ILE Fränkisches Markgrafen- und Bischofsland e. V. 
(ILE FMB) von sieben Jahren (2017 – 2024) läuft im Jahr 2024 aus. Um weiterhin finanzielle 
und fachliche Unterstützung von Seiten des Amts für Ländliche Entwicklung (ALE) zu erhalten, 
muss der Förderzeitraum um weitere fünf Jahre verlängert werden (2024 – 2029). Für die Bewil-
ligung dieser Verlängerung, benötigt das ALE ein aktuelles ILEK. Es enthält Entwicklungsziele 
sowie konkrete Maßnahmen und bildet die Handlungsgrundlage zur Umsetzung der regionalen 
Entwicklungsstrategie. 
 
Die Fortschreibung des ILEKs wurde zu Beginn in allen Stadt- und Gemeinderatsgremien der 
ILE FMB beraten und beschlossen. Allen Stadt- und Gemeinderatsmitgliedern wurde im Rah-
men der Beteiligungsformate sowie der Interkommunalen ILE-Konferenz die Möglichkeit gebo-
ten, das Konzept mitzugestalten und Anmerkungen einzubringen. Der Fortschreibungsprozess 
ist nun abgeschlossen und das Entwicklungskonzept fertiggestellt. Das Amt für Ländliche Ent-
wicklung stimmt dem ILEK in der vorliegenden Form ohne Einwände zu und auch die Mitglie-
derversammlung der ILE FMB hat in der Sitzung vom 12.07.2023 das ILEK einstimmig geneh-
migt.  
 
Beschluss: 
Der Stadtrat nimmt das fortgeschriebene ILEK zur Kenntnis und billigt die vorliegende Fassung.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Anwesend: 11    Ja-Stimmen: 11    Nein-Stimmen: 0    Persönlich beteiligt: 0 

      

 

Top 13 Fernwärme-Konzept 

 
Sach- und Rechtslage: 
a) Der Bürgermeister informiert, dass die Bundesregierung plant, verpflichtend kommunale 
Wärmebedarfsplanung einzuführen - voraussichtlich aber erst für Kommunen mit einer Einwoh-
nerzahl über 10.000. 
Bis Jahresende gebe es noch über die „Kommunalrichtlinie“ eine erhöhte Förderung über 90 
v.H., die - sofern tatsächlich schon jetzt eine Wärmebedarfsplan erstellt werden soll - genutzt 
werden könnte.  
 
Es bestehen nun die Möglichkeiten,  
- noch im Jahr 2023 tätig zu werden und bereits jetzt mögliche Kosten abzufragen oder 
- abzuwarten, bis endgültige Regelungen sowohl der Bundesregierung als auch des Freistaa-

tes Bayern hierzu vorliegen, um auch den aktuellen Vorgaben folgen zu können.  
 
Letztendlich müsse eine ähnliche Planung bereits für das Baugebiet „Peuntgasse“ angegangen 
werden, sofern hier eine zentrale Wärme- bzw. Energieversorgung erstellt werden soll. 
 
b) SR Backs spricht sich für das Abwarten aus, bis die genauen Vorgaben vorliegen. Damit 
bestehe keine Gefahr, überhastet Planungen zu erstellen, die dann möglicherweise überholt 
seien.  
Die weiteren Stadtratsmitglieder sind ebenso dieser Meinung. 
 
Der Bürgermeister legt fest, dass zum jetzigen Zeitpunkt eine kommunale Wärmebedarfspla-
nung mit Förderantragstellung im Jahr 2023 noch nicht angegangen wird. 
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Top 14 Weitere Informationen, Anfragen, Sonstiges 

 

Top 14.1 Sanierung Brücke Kottersreuth 

 
Sach- und Rechtslage: 
Zum Stand 10.07.2023 ist die Abdichtung des Bauwerkes fertig. Es sind noch verschiedene 
Anfüllungen und Hinterfüllungen durchzuführen sowie die Neigung des Pflasters unter der Brü-
cke zu erstellen. Anfang August ist die Asphaltierung geplant. 
Die Maßnahme kann voraussichtlich im August 2023 abgeschlossen werden. 
 
 

Top 14.2 Dorferneuerung Brandholz - Hirschhornstraße 

 
Sach- und Rechtslage: 
Durch das beauftragte Büro RSP Architekten + Stadtplaner wurden nun die Anregungen aus 
der Bürgerbeteiligung eingearbeitet bzw. aktualisiert und mit dem IB Tröger hinsichtlich des 
Tiefbaus abgestimmt. 
Die Pflasterfläche zwischen dem Brunnen und dem Kriegerdenkmal ist als bedeutendste Ände-
rung zu nennen. 
 
Die überarbeitete Planung wird nun über das Architekturbüro an das Amt für ländliche Entwick-
lung zur weiteren Abstimmung weitergeleitet. Sobald das Ergebnis dieser Abstimmung vorliegt, 
wird der Stadtrat umfassend informiert. 
 
 

Top 14.3 FF Dressendorf - Rücktritt des stellvertretenden Kommandanten 

 
Sach- und Rechtslage: 
Mit Schreiben vom 20.07.2023 tritt der stellvertretende Kommandant der FF Dressendorf, Herr 
Mario Ponfick, zum 31.12.2023 von dem Amt zurück. 
Grund hierfür ist, dass er ab sofort zum Kreisbrandmeister für den Unterkreis III (u.a. zuständig 
für das Stadtgebiet Goldkronach) im Landkreis Bayreuth ernannt wurde.  
 
Mit dem Vorsitzenden der FF Dressendorf und dem 1. Kommandanten der FF Dressendorf ist 
nun einvernehmlich ein Termin für die Neuwahl des 2. Kommandanten festzulegen. 
 
Ein entsprechender Beschluss wird für die nächste Stadtratssitzung vorbereitet. 
 
 

Top 14.4 Unser Dorf hat Zukunft 

 
Sach- und Rechtslage: 
Der Vorsitzende informiert über den Wettbewerb und bittet um Vorschläge aus dem Stadtrat, 
welche Ortsteile hier gemeldet werden sollen. 
 
 

Top 14.5 Nachhaltige Bewirtschaftung Stadtwald 

 
Sach- und Rechtslage: 
Die Stadt erhalte ab 2023 jährliche Zuschüsse in Höhe von ca. 4.000 € aus dem staatlichen 
Förderprogramm „Klimaangepasstes Waldmanagement“, insgesamt max. 43.890,- €. 
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Top 14.6 Bündelausschreibungen Strom und Erdgas Bayern 2024 - 2026  - Mindermen-
gen 

 
Sach- und Rechtslage: 
Der Bayerische Gemeindetag hat am 19.07.2023 die Freigabe zum Start der Strom- und Erd-
gasbündelausschreibung erteilt, unter den Voraussetzungen, dass über Änderungen und Form 
der in den Lieferverträgen neu aufgenommenen Mehr- und Mindermengenregelungen informiert 
wird. 
Durch diese Regelung verspricht man sich mehr Wettbewerb, da die Mehrheit der Bieter nicht 
bereit ist, das Mengen- und Preisrisiko alleine zu tragen. Ohne Mehr- und Mindermengenrege-
lung (MMR) nehmen Unternehmen teils Abstand von einer Beteiligung bzw. würden das preisli-
che Risiko auf den Angebotspreis aufschlagen. 
Über die MMR wird ein Toleranzband von 10 v.H. festgelegt, d.h. werden bis zu 10 % weniger 
oder mehr der ausgeschriebenen Jahresmenge verbraucht, ändert sich nichts. 
Liegt die Abweichung über 10 % der angegebenen Jahresmenge, fällt für Energiemengen au-
ßerhalb des Toleranzbandes bei bestimmten Preisentwicklungen ein gesondertes Entgelt an; 
d.h. bei Mehrverbrauch und höheren tatsächlichen Durchschnittspreisen an der Energiebörse 
wird die Differenz auf den vereinbarten Preis für diese Mehrmengen aufgeschlagen. Bei Min-
derverbrauch muss die georderte Energie zwar nicht abgenommen werden, aber es fällt pro 
nicht georderter kWh ein Entgelt an, wenn die Energie im Lieferjahr an der Energiebörse zu 
niedrigeren Preisen (abzgl. der Handling-Gebühr) gehandelt wird. Diese Differenz bestimmt das 
Entgelt. 
Ausschlaggebend ist die Jahresmenge des jeweiligen Auftragsgebers als Vertragspartner des 
Strom-/Erdgaslieferanten, d.h. der von der Stadtverwaltung angegebenen Jahresmengen. 
Durch die MMR ist es auch möglich, zusätzliche Abnahmestellen hinzuzunehmen oder den 
Wegfall von Abnahmestellen zu kompensieren.  
Das Mengen- und Preisrisiko kann durch eine MMR begrenzt werden, d.h. eine faire Risikover-
teilung ist möglich. Damit werden die Ausschreibungen attraktiver, d.h. letztendlich mehr Bieter 
und damit auch bessere Preise.  
Aufgrund der dargestellten Situation wird der Aufnahme der MMR nicht widersprochen. 
 

Top 14.7 Strukturkonzept Wasserversorgung Benker Gruppe 

 
Sach- und Rechtslage: 
a) SR Popp gibt eine Zusammenfassung von der Vorstellung des Strukturkonzepts der Benker 
Gruppe durch das beauftragte Ingenieurbüro PfK Ansbach GmbH in 91522 Ansbach (Herrn 
Muschler) am 19.07.2023 in der Bärenhalle Bindlach.  
Es wurden folgende Aussagen getroffen: 
- Vor allem die Zusammenarbeit der Gemeinden wäre zu verbessern, in einem ersten Schritt 

über das Personal. 
- Letztendlich können zukunftsfähige Lösungen geschaffen werden, wenn ca. 1/3 Wasser der 

FWO eingespeist werde und der Bedarf zu 2/3 aus eigenen Quellen abgedeckt werden 
könnte. Voraussetzung hierfür sei allerdings, den Härtegrad zu senken. Hier müsste im Be-
reich Eckershof ein Mischbehälter errichtet werden. 

- Es sollten auch weitere Synergieeffekte genutzt werden, auch in technischer Hinsicht oder 
in der gemeinsamen Nutzung und Beschaffung von Geräten, Schaffung von Verbundleitun-
gen (Redundanz), um die Zusammenarbeit zu vertiefen.  
 

b) SR Rieß ergänzt, dass die Studie und die darin vorgestellte favorisierte Variante 5 auf einen 
Zeitraum von 50 Jahren zu sehen sei. Innerhalb dieses Zeitraums solle die Umsetzung schritt-
weise erfolgen. 
SR Popp ergänzt, dass die Gemeinde Bindlach als Sitzgemeinde der Benker Gruppe derzeit 
eine weitere Zusammenarbeit eher bremse als unterstütze. Es sei daher durchaus wünschens-
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wert, dass der Sitz nach Goldkronach verlegt werde. Um entsprechende Voraussetzungen hier-
für zu schaffen, sollten Absprachen mit den anderen Gemeinden, zuerst mit der Stadt Bad Ber-
neck, stattfinden, wobei auch die Form der Zusammenarbeit geklärt werden könnte.  
Ein entsprechender Antrag werde von seiner Seite noch vorgelegt. 
 
 

Top 14.8 Förderung von waldbaulichen Maßnahmen 

 
Sach- und Rechtslage: 
SR Popp weist darauf hin, dass Privatwaldbesitzer die Möglichkeit hätten, eine Förderung für 
waldbauliche Maßnahmen zu beantragen. Er bittet, auf das Förderprogramm im Mitteilungsblatt 
oder ggf. auch über die Homepage hinzuweisen.  
 
 
............................................    . ............................................ 
Vorsitzender      Schriftführung 
 
Die Niederschrift wurde in der Sitzung vom 20.09.2023 durch den Stadtrat genehmigt. 
 


